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nmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 13. Dezember 1868. 


Deut ſchlan d. 
O. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
41. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Berlin, 11. Dezember. (Abend- Sitzung.) 
Wiedereröffnung 7% Uhr. Am Miniſtertiſche v. d. Heydt und mehrere 
Commiſſarien. 
Tagesordnung: Poſt⸗, Geſetzſammlungs⸗ und Zeitungsverwaltung. Es 
liegen dazu vor die Anträge der Abgg. v. Bonin: Die königl. Staatsregie⸗ 


rung aufzufordern, die Beſeitigung des Beſtellgeldes für die amtliche Corre⸗ 


ſpondenz innerhalb der Kreiſe herbeizuführen, b. Kleinſorgen: die königl. 
Staatsregierung aufzufordern, die möglichſte Gleichſtellung der Landbevölkerung 
ewohnern der Städte dadurch herzuſtellen, daß ſpäteſtens vom 1. 
Januar 1868 ab das Beſtellgeld für Briefe und Zeitungen auf dem Lande 
aufgehoben wird oder wenigſtens das Beſtellgeld darauf herabgeſetzt wird, daß 
überall gleichmäßig im Staate der bisher ſchon diſtrictweiſe eingeführte nie⸗ 
drigſte Saß erhoben wird, und daß auch dieſer niedrigſte Satz baldmöglichſt 
W werde; Hoffmann (Jüterbog): das Landbriefbeſtellgeld aufzu⸗ 
beben; Meulenbergh: die Portofreiheit für Soldatenbriefe dahin zu er⸗ 
weitern, daß auch Geldbriefe und Pakete an Soldaten und Briefe von Sol⸗ 
daten an ihre 8 frei befördert werden; Glaſer: Die Beſchluß⸗ 
faſſung über die Einnahme auszuſetzen bis nach Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfes über das Brieſporto. 

eg.⸗Co mmiſſar v. Philipsborn geht den vorliegenden Ejat eingehend 
durch. Die Einnahmen und alſo auch die zu erwartenden Steigerungen ſind 
nach den bisherigen bewährten Grundſätzen veranſchlagt worden. Im Allge⸗ 
meinen iſt der Verkehr im Steigen; auch das Perſonengeld iſt noch im Zu⸗ 


nehmen; der Perſonenverkehr mit der Poſt beträgt jetzt jäbrlich ungefähr 


4 Millionen und wächſt noch immer, obwohl die Poſtſtrecken ſich immer mehr 
verringern. Die Mehreinnahmen vom Seeg im Orte erwachſen nur 
in größeren Städten; dagegen hat das Beſtellgeld für Landbriefe die frühere 
ohe noch nicht wieder erreicht wegen der Herabſetzung auf 6 Pf. und der 
eigabe der „portofreien Juſtiz⸗Sachen“. In der Einnahme für die Geſetz⸗ 
5 find 7000 Thlr. mehr veranſchlagt. Ueber die Zahl der Zeitungen 
bemerke ich, daß, wenn jedes einzelne Exemplar pro Tag als 1 Zeitung ge 
rechnet wird, gegenwärtig ca. 81 Millionen verſandt werden. In den dauern⸗ 
den Ausgaben beruhen alle Mehranſätze 7 der geſteigerten Entwickelung 
und Ausdehnung des Poſtweſens. Die Zahl der Unterbeamten iſt geftiegen, 
die Dotirung derſelben verbeſſert, weil fie durch öfteren Nachtbienſt in An: 
ſpruch genommen werden. Für die Landbriefträger ſind 45,000 Thlr. mehr 
angeſetzt zur Errichtung von 225 neuen Stellen und zur Aufbeſſerung der 
vorhandenen. Zunächſt mußte erg Aa Intereſſe des Verkehrs dafür 1d 
werden, daß überall Verbindungen hergeſtellt und dagegen der Lohn nur ſo 
hoch bemeſſen werde, als er r i iſt, um zuverläſſige Perſonen dafür zu 
gewinnen. — Die Leiſtung der Pferde hat im Verhältniß zu den Mehrkoſten 
zugenommen. a 
um erſten Male figuriren auf dem Etat die Ausgaben für das Poſt⸗Ab⸗ 
wechſelungs⸗Büreau, um in allen Verhältniſſen dem Auslande gegenüber 
enau inſtruirt zu ſein, und das Control⸗Büreau für Poſtanweiſungen. Der 
mſatz durch 1114 betrug im laufenden Jahre 75 Millionen. Durchſchnitt⸗ 
lich kommen auf 14 Thlr. 5 Sgr. 14 Pf. Gebühren. Ueber den G0 der 
kürzlich vorgenommenen 4 der Gebühren läßt ſich noch kein Urtheil 
abgeben. Ei kurzer Zeit n wieder Veränderungen bevor, da auch der 
Verkehr eröffnet werden foll zwiſchen Preußen und dem bisherigen König: 
reich Hannover, Bremen und Hamburg. Die bisherigen Leiſtungen des Con⸗ 
trol Büreau’3 find durchaus 1 da, die Balancen bis jetzt ſtets 
auf Heller und Pfennig geſtimmt haben. — Die weiteren Mehranſätze find 
ſammt durch Vermehrung der Kräfte bedingt. — Die Anſätze in 
ertrabrdin. ſollen zur Vollendung eines neuen Poſtgebäudes in Elberfeld 
80 au 8 Bauten dienen. Ich bitte Sie, den Etat zu genehmigen. 
1 Präſident eröffnet die General⸗Discuſſion und ertheilt das Wort 
dem Abg. Dr. Becker: Es giebt wobl keinen Sweig der Staatsverwaltung, 
wo der politiſche Parteigeiſt jo wenig mitſpricht, als auf dem vorliegenden. 
Wir Alle find einverſtanden in der Anerkennung und dem Lobe der Poſtver⸗ 
waltung, und ich kann es wohl ausſprechen, daß von ſämmtlichen Poſtver⸗ 
waltungen, die ich kennen zu lernen Gelegenheit gehabt habe, keine das leiſtet, 
was die in Preußen. Wenn nun trotzdem von Seiten der Landesvertretung 
1 3 geltend gemacht und Klagen laut werden, ſo liegt der Gegen⸗ 
and derſelben weniger in der Technik, in dem eigentlichen Betriebe der Poſt, 
als in den Anforderungen, welche der Herr Finanzminiſter an dieſelbe macht. 
ür das Jahr 1837 iſt eine Mindereinnahme gegen das Vorjahr von 
50,000 Th rn, in Ausſicht genommen wegen der beabſichtigten Ermäßigung 
des Briefporto's. Aber auch dann noch iſt der Ueberſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben auf 1% Million geſchätzt, und gerade die Poſtverwaltung 
iſt derjenige Zweig, in welchem am allermeiſten die Voranſchläge durch die 
Einnahmen üderſchritten werden. Den Beſchwerden gegenüber, welche daher 
bier gemacht werden, ſagt die Finanzverwaltung: wir können keine weiteren 
Erleichterungen eintreten laſſen, weil wir überhaupt ſchon das Porto um 
1 Sgr. berabgeſetzt haben. Ich bemerke dazu, daß noch nie die Einnahmen 
binter dem Voranſchlag zurückgeblieben find, daß es wohl aber ſchon Jahre 
gegeben hat, wo der letztere um eine Million überſchritten wurde. Ich gehe 
darauf jedoch nicht weiter ein, weil die Staatsregierung ja eine Vorlage über 
die Ermäßigung des Porto's gemacht hat, und bei Berathung derſelben ſich 
Gelegen zeit zu weiteren Ausſtellungen bieten wird. Vorläufig behalte ich mir 
das Wort zur Specialdebatte vor. 
Abg. v, Eynern: Ich beabſichtige, die Anfrage an die Staatsregierung 
— ten, warum die Poſtverwaltung ſich veranlaßt geſehen hat, die Gebühren 
r die Poſtanweiſungen auf das Doppelte zu erhöhen und zugleich die Bitte 
daran zu knüpfen, dieſe Erhöhung wieder zurückzunehmen. T eilweiſe hat der 
Herr General⸗Poſt⸗Director dieſe Frage jet beantwortet. Die Einrichtung 
der 3 war eine ſehr wohlthätige ſowohl für das handeltrei⸗ 
dende Gewerbe, wie für das Publikum überhaupt; es wurde deshalb ſogleich 
ein ſehr großer Gebrauch von denſelben gemacht, Die Einnahmen der Ver⸗ 
waltung haben ſich im Jahre 1865 von 52 auf 57 Millionen vermehrt. Die 
Erhöhung des Porto's jedoch für dieſe Anweiſungen machte die frühere Wohl: 
that gewiſſermaßen wieder illuſoriſch. Die Gründe, die dazu geführt haben, 
at der Herr Poſtdirector ſchon angeführt, und ich freue mich, daß fie vor⸗ 
b 8 Natur find. Finanzieller Natur können fie unmöglich ſein, denn 
es muß ja dieſe Portoerhöhung eine Verminderung der Einnahmen im Allge⸗ 
meinen zur Folge haben, zumal die Einführung der Poſtanweiſungen eine 
Vermebrung der Briefpoſtgegenſtände überhaupt mit ſich führte. Ich glaube 
im Gegentheil, daß die Wiedereinführung des früheren Portoſatzes die Finanz ⸗ 
Einnahme der Postverwaltung in großem Maßſtabe erhöhen würde. Jetzt it 
orto ſo groß, daß bei kleineren Einzahlungen beinahe gar nicht mehr 
Profitirt werden kann, namentlich bei kleineren Entfernungen, und wie gerade 
dieſer Punkt davon getroffen wird, geht aus der uns gemachten Mittheilung 
erbor, daß die Durchſchnittshöhe der Einzahlungen ſich auf 14 Thaler belief. 
ch bitte daher den Herrn General⸗Poſtdirector recht bald wieder für eine 
erabſetzung des jetzigen Satzes zu ſorgen. 
Abg. Michaelis Der letzten Bemerkung kann ich mich nur vollſtändig 
anſchliehen. Auch ich babe die erwähnte Erhöhung bedauert; denn ein erleich⸗ 
terter Geldverkehr ift eine Erleichterung der Abwickelung und wirkt dadurch 
ebenſo productiv als ein erleichterter Brieſverkehr. Noch mehr aber muß i 
es beklagen, daß bei der Aufzählung derjenigen Länder ſeitens des Herrn Res 
ierungs⸗Commiſſarius, in denen unſere ausgezeichnete Postverwaltung mit 
een des nächſten Jahres eingeführt werden ſoll, weder Kurheſſen no 
Naſſau genannt wurden. Es beſteht in dieſen Ländern, ſo viel ich weiß, bis 
etzt die Thurn⸗ und Taxis ſche Poſtverwaltung. Was das heißt im Gegen⸗ 
atze zur preußiſchen, werden alle diejenigen wiſſen, die eine Zeit lang in Süd⸗ 
culſcland gelebt haben (Zuſtimmung), und ich glaube die Sympathien in 
den neuerworbenen Ländern werden um ſo eher erworben werden, je 
an einer geregelten Poſtverwaltung Theil haben. Ich halte es daher an der 
Zeit, einmal anzufragen, wie es mit der Uebernahme dieſer Verwaltung ſteht 
und wie lange man noch die Thurn: und Taxis ſche Verwaltung beſtehen laſ⸗ 
en wird. Es kommen in dieſer Verwaltung Dinge vor, die ſo ſonderbar 
d, daß ich Anſtand nehme, dieſelben mitzutheilen, weil ſie 1 unglaubwür⸗ 
erſcheinen würden. So 2 man mir beiſpielshalber erzöhlt, daß Briefe, 
welche nach irgend einem Heinen Theile Naſſau's gehen, immer einen kleinen 


eher ſie 


ch Widerſpruch genehmigt. 


Abſtecher nach Wiesbaden machen und in Folge deſſen immer um einige 
Stunden verſpätet an ihrem Beſtimmungsorte ankommen. Ich erlaube mir 
daher 15 age an die königliche Staatsregierung, wie es mit dieſer Ueber⸗ 
nahme ſteht. 

Reg.⸗Commiſſar v. Philipsborn: Vom 1. Januar künftigen Jahres ab 
wird in Hannover die auh Poſtverwaltung eingeführt werden. Die 
Uebernahme derſelben in Kurheſſen, Frankfurt und Naſſau hängt zuſammen 
und iſt abhängig von 8 mit dem Hauſe Taxis. Bevor dieſe 
Verhandlungen begonnen werden konnten, bedurfte es ſorgfältiger Erwägun⸗ 
gen rechtlicher wie finanzieller Natur. Die Regierung ift aber eifrig mit der 
Sache beſchäftigt und wird ihrerſeits Alles dazu beitragen, daß die Regelung 
dieſer Angelegenheit beſchleunigt wird. 

‚Die Generaldiscuſſion wird darauf geſchloſſen und aur Special 
Discuſſion übergegangen. Es erhält das Wort zu Titel 1 (Freimarken, 
Francocouverts und Porto) A . 

bg. Dr. Becker: Nachdem die Regierung ſelbſt vorgeſchlagen ha den 
Portoſatz für Briefe auf Entfernungen bis 20 Meilen auf 1 Sgr. berabzu⸗ 
jegen, glaube ich, wird es an der Zeit fein, an eine gleiche Portoverminderung 
für Stadtpoſtbriefe zu denken. Gerade in dieſer Hinſicht beſitzt die Taxis 'ſche 
Verwaltung einen Vorzug; ein ſolcher Brief koſtet da nur 1 Kreuzer. ferne 
deſtehen große Klagen im Gewerbeſtande über das Porto, welches von Kreuz: 
bandſendungen erboben wird. Daſſelbe muß entweder herabgeſetzt oder das 
zuläſſige Gewicht für eine einfache Kreuzbandſendung erhöht werden. Vielleicht 
upp fi) beides. In Oeſterreich find Kreuzhandſendungen viel wohlfeiler. 
Da bei uns außerdem dazu kommt, daß 2½ Loth der Minimalſatz für den 
Verkehr mit dem Auslande iſt, ſo kommen wir zu der monſtröſen Erſcheinung, 
daß z. B. dieſelbe Sendung, für die von hier bis Charlottenburg 1 Sgr. Porto 
entrichtet werden muß, für die Strecke von hier bis Moskau nur 6 Pf. Porto⸗ 
gebühr erfordert. * 5 - 

Regier.⸗Commiſſar von Philipsborn: Der Tarif für die Beſtellungen 
von Briefen im Orte wird vorausſichtlich keine Aenderung erfahren. Die 
Bruttoeinnahme auf dieſem Gebiete hat im letzten Jahre 95,000 Thlr. be⸗ 
tragen. Wenn die Ermäßigung des bisherigen Poxkoſatzes auf die Hälfte 
eintreten ſollte, ſo würde dies zwar eine ſehr große Vermehrung der Briefe 
zur Folge haben und wahrſcheinlich auch die alte Bruttoeinnahme erreicht 
werden, aber es würde zugleich damit eine ganz unverhältniß mäßige Steige⸗ 
rung der Arbeit der Poſtverwaltung verbunden ſein. — Was die Gebühren 
für Kreuzbandſendungen betrifft, jo bemerke ich, daß das Porto für den Ein⸗ 
heits⸗Gewichtsſatz in nicht zu langer Zeit auf 4 Pfennige abgeändert werden 

oll. Der kleine aan für den Verkehr mit fremden Staaten beruht 

äufig auf internationalen Verträgen und hat zugeſtanden werden müſſen, 
um dafür andere ganz unverhältnißmäßige Vortheile zu »rlangen. b 

Abg. Dr. Fubel: Eine Herabſetzung des Portos für Stadtpoft « Briefe 
würde für das Staatsintereſſe nur vortheilhaft fein; die Taxis ſche Verwaltung 
ſei in dieſer Beziehung ein Muſter. 

Regier.⸗Commiſſar v. Philipsborn: Da wiederholt darauf hingewieſen 
iſt, daß in den jetzt neuerworbenen Staaten ein niedrigerer Satz für Stadt⸗ 
Briefe beſteht, jo will ich doch anführen, daß in allen dieſen Staaten bei 
Weitem nicht jo präciſe und ſchnelle Beſorgung moglich machende Einrichtun⸗ 

en beſtehen als dei uns. Wir haben täglich eine zwölfmalige Ausgabe die⸗ 
er Briefe. Dazu kommt, daß gerade in großen Städten für die Beſtellung 
ſolcher Briefe ungleichmäßig höher beſoldete Unterbeamte angeſtellt werden 
müſſen. Ich bezweifle, ob Beides in Frankfurt a. M. z. B. in re Grade 
der gel iſt, wie hier in Berlin. 8 5 

105 Meulenbergh erklärt unter allgemeiner Heiterkeit des Hauſes, daß 
das „Gewicht“ in Alinea 3 feines Antrages ſich blos auf Wurſt und Brot 
und nicht auf die Soldaten beziehe. 

Reg.⸗Commiſſar v. Philipsborn: Die Staatsregierung muß ſich gegen 
dieſen Antrag erklären. Es werden nach der jetzigen Einrichtung portofrei 
befördert die gewöhnlichen Briefe an die gemeinen Soldaten bis zu einem 
Gewicht von 4 Loth, mit ermäßigtem Porto Gelbbriefe bis zu 20 Thalern 
und Pakete bis zu einem Gewicht von 20 Pfund. Zunächſt kann nun die 
Poſtverwaltung kein Bedürfniß anerkennen, auch die Briefe von Soldaten an 
ihre Angehörigen portofrei zu beſorgen, ſchon darum, weil gar nicht zu über⸗ 
ſehen iſt, welche Briefe dann unter dieſer Firma gehen würden. Sodann aber 
iſt das jetzt beſtehende ermäßigte Porto für Pakete an die Soldaten der nie⸗ 
drigſte Eaß, der überhaupt für derartige Sendungen angeſetzt werden kann; 
die bollftändige Freigebung würde die praktiſche Folge haben, daß die aller⸗ 
gleichgiltigſten Dinge, die im Haushalte übrig bleiben, eingepackt und an die 
Soldaten geſchickt würden. Das Geldporto endlich iſt nur darauf berechnet, 
die Selbſtkoſten einigermaßen zu decken und zugleich zu verhüten, daß nicht 
unter dem Schutz des moderirten Portos auch andere Geldſendungen abge⸗ 
ſchickt werden. SR . 

Abg. Dr. Becker: Der Herr Commiſſarius ſagt, es ſei nicht wünſchens⸗ 
wertb, daß der Stadtpoſtbrief⸗Verkehr ſich ſteigere. Dann befindet ſich aber 


die Poſtverwaltung in grobem Widerſpruche mit ſich ſelber, da nach der S 


jetzigen Einrichtung Stabtpoftbriefe, in größerer Anzahl aufgegeben, zum hal⸗ 
ben Satze befördert werden. 

Titel 1—3 werden darauf angenommen, nachdem Abg. Meulenbergh 
ſeinen ae zurückgezogen. - 1 

Bei Tit. 4 beantragt Abg. Hoffmann Heer den von ihm hiezu 

eſtellten Antrag, ſo wie die der gg Kleinſorgen und v. Bonin, Wale 
fümmtlich die Herabſetzung des Landbrief⸗Beſtellgeldes bezwecken, der Com⸗ 
miſſion für Handel und Gewerbe zur Vorberathung zu überweiſen. 

Die Abgg. Lasker, Tweſten und v. Vincke (Hagen) halten dieſen Antrag 
für geſchäftsordentlich unzuläſſig. g 

er letzte Antrag des Abg. Hoffmann wird abgelehnt. 

Abg. v. Kleinſorgen: Die Poſtvperwaltung ſei ein Menopol des Staates 
und die freie Concurrenz ausgeſchloſſen; man dürfe deshalb den Intereſſenten 
die Sache nicht jo ſehr vertheuern; der Ueberſchuß der Postverwaltung ſei ein 
Hie bedeutender; es ſei jedenfalls nicht ihr Hauptzweck ein Beſchäft zu machen. 

9 unglcicmäßlge Behandlung des Landes gegen die Städte fei nicht ge 
rechtfertigt. 

Reg.⸗Commiſſar v. Philipsborn erklärt, daß die Beſtellung der Land⸗ 
briefe kein Monopol des Staates und daß eine Ermäßigung des Beſtellgel⸗ 
des in den letzten Jahren herbeigeführt worden ſei. Die Regierung ſei jedoch 
nicht in der Lage, in der nächſten Zeit eine weitere Ermäßigung oder gar eine 
Aufhebung deſſelben eintreten laſſen zu können. 

Abg. Graf 5 Eulenburg; Ich halte es für gut, darauf hinzuweiſen, 
ob die Moglichkeit vorhanden ift, vorliegendem Antrage zu willfahren oder 
ob nicht etwa die damit verbundenen Opfer zu groß find, Die Kosten, welche 
die Landbriefbeſtellung erfordert, belaufen ſich auf 738,600 Thlr., die Einnah⸗ 
men dafür betragen nur 473,500 Thlr., es iſt alſo ein Zuſchuß nöthig von 
295,100 Thlr. Außer dieſem Zuſchuß mußte der Staat nach Aufhebung des 
Beſiellgeldes auch noch jene bisherige Einnahme zuſchießen; das würde aber 
das Budget doch zu ſehr belaften, Trotzdem halte ich es für angemeſſen, daß 
wir alle Jahre wieder den Wunſch ausſprechen, daß dies Beſtellgeld allmälig 
aufgehoben wird. Der Antrag des 95 v. Kleinſorgen geht alſo zu weit, 
au weil er einen Termin firirt. Der Antrag des „ v. Bonin dagegen 
iſt mir zu eng und ich bin auch gegen dieſen, weil es 5 konnte, als 
wollten wir uns damit begnügen. Heiterkeit.) 

Abg. v. Kleinſorgen: Die Rechnung des Herrn Vorredners ſtimmt 
nicht gan ei den 473,500 N Einnahme müfjen ca. 173,500 Thlr. 
ommen. 


0 B 
ch für Baetbeftellung in Abrechnun 


Die Discuſſion wird geſchloſſen, der Antrag v. Kleinſorgen ange: 
nommen, der v. Bonin iſt damit erledigt. Tit. 4, 5, 6, 7, werden ohne 
u Tit. 8 erhält das Wort Abg. Becker: Bei der 
Berechnung der en n feinen mir die wiſſenſchaftlichen Jonr⸗ 
nale, welche ihrer Natur nach viel theurer find und fein müſſen, als die Zei⸗ 
tungen und Anzeige⸗Blätter, und wöchentlich nur einmal erſcheinen, ſehr 
ſchlecht zu fahren. Ferner ſcheint es mir nie daß die Stadt⸗Pöſter⸗ 
peditionen hier in Berlin keine Beſtellungen auf Zeitungen 
annehmen und daß hier die Briefträger nicht wie anderswo die 
Zeitungen austragen. e 3 

Reg.⸗Commiſſar v. Philipsborn: Die Erhebung der Proviſions⸗Ge 
men far ee e Journale wird einer Modification unterworfen 
werden; auch durch Erhöhung des einfachen Gewichtes bei Kreuzband⸗Sen⸗ 
dungen wird eine Erleichterung eintreten. Was den zweiten 1 betrifft, 
ſo wird ſich das machen laſſen, der Wunſch war bis jept nicht befannt, Die 


Briefträger würden auch hier die Zeitungen austragen, wenn nicht gerade 
hier die Erfahrung vorläge, daß dabei die Abonnenten ſehr ſchlecht fahren, 
weil die Briefträger in den Morgenſtunden durch Beſorgung der Correſpon⸗ 
denzen, die mit den Bahnzügen eintreffen, ungeheuer in Anſpruch genom⸗ 
men find. Auch die dann nöthige Vermehrung der Briefträger wäre nicht 
wünſchenswerth. a 

2 8 wird genehmigt. — Zu den fortdauernden Ausgaben 


Abg. Baſſenge: Es fällt mir nicht ein, einen Tadel gegen die Poſtver⸗ 
waltung auszuſprechen, ſondern ich wollte nur in Betreff der 575 Poſtboten 
erwähnen, daß ihre Stellung doch ſehr ſchlecht iſt. Das Gehalt reicht kaum 
zur Friſtung des Lebens hin, ſie ſtehen auf contractlicher Kündigung und ſind 
nicht unter den Unterbeamten, für welche eine Gepaltsverbeſſerung in Aus⸗ 
ſicht genommen iſt. Ein Poſtbote hat täglich eine Tour von über % Mei 
zwei Mal hin und zurück zu machen, iſt contractlich verpflichtet, bis 80 Pfd. 
Gepäck mitzunehmen und die Utenfilien dazu . zu beſchaffen und bon 
Früh 6 bis Abends 8 Uhr im Dienſt zu dein. afür erhält er denn 
12% Thlr. monatlich. Es bleibt ihm davon natürlich Nichts, als das nackte 
Leben und für's Alter Krankheit. Ein Poſtbote ſchreibt ſelbſt darüber: „jeder 
Sträfling, jedes Zugthier hat Sonntags feine Ruhe, nur der Poſtbote 2 
der dumpf, wie ein Poſtpferd, nie den Gedanken aufkommen laſſen darf: 
bin ein Menſch und habe auch Anforderungen der Kirche zu erfüllen; ich be⸗ 
kenne, daß ein feſter Glaube dazu gehört, um das harte Loos zu ertragen“. 
Ich appellire an die Humanität des Herrn Oberpoſtdirectors für jene Leute, 
deren Stellung ja doch ſehr wichtig iſt, da ſchließlich doch jeder Brief und 
jedes Paket durch ihre Hand geht. 3 

Reg.⸗Comm. v. Philipsborn: Ich habe ſchon vorhin zu erkennen 
egeben, wie gern ich bereit bin, das Loos dieſer Leute zu verbeſſern. Zwi⸗ 
cen den Poſtanſtalten exiſtiren fahrende, Reit⸗ und Briefpoſten, und wo der 
Verkehr nicht bedeutend genug iſt, tragen Briefträger verſchloſſene Briefbeutel 
in verſchloſſenen Taſchen aus. Dieſe Einrichtungen richten ſich nur nad dem 
Bedürfniß, find deswegen dem größten Wechſel unterworfen und können 
nicht etatsmäßig fixirt werden. Sie werden nach Meilengeldern gelöhnt, 
welche nach dem Verkehr wachſen oder abnehmen. 

Ohne Widerſpruch werden genehmigt Tit. 1—9. Zu Tit. 10 ſpricht 

Abg. Becker den Wunſch aus, daß fünftig die großen Städte nicht allein 
W re auch auf andere Rückſicht genommen werde. — Zu 

it. pricht 

Abg. Hummel den Wunſch aus, daß auch den Poſterpedienten Pen⸗ 
ſionsberechtigung gegeben werde. — Abg. Berger (Solingen) bittet dieſe 
Stellen überhaupt aufzubeſſern und namentlich in den größeren Städten auch 
Localzuiagen zu gewähren. . - 

Der ganze sro Theil des Etats wird ohne Widerſpruch erledigt. — 
Schlutz 9% Uhr. Nächſte Sitzung: Mittwoch 10 Uhr. 

42. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Die Bänke des 
Hauſes füllen ſich nach und nach. Am Miniſtertiſch: Graf Itzenplitz und 
mehrere Commiſſare. 

Präſident v. Forckenbeck läßt den von den Abgg. Michaelis (Stettin) 
und Krieger (Berlin) eingebrachten Geſetzentwurf, betr. den Gewerbe⸗ 
betrieb der Verſicherungsbeamten, verleſen; auf ſeinen Vorſchlag wird 
er der Handelscommiſſion überwieſen. 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein: Vorberathung des Etats der 
e e e Derſelbe weiſt nach an Einnahmen 
1,418, Thlr. (173,490 Thlr. mehr); an dauernden Ausgaben 
1,216,285 Thlr. (74,085 Thlr. mehr); an einmaligen Ausgaben 324,100 
Thlr. (99,100 Thlr. mehr). Unter „Beſoldungen“ werden angeführt 14 
Ober⸗Telegraphen⸗Inſpectoren, 12 Inſpectoren, 1 Annahme⸗Beamter bei der 


— 
2 
. 


Centralſtation Berlin, 145 Secretäre, 632 Ober⸗Telegraphiſten, 315 Tele- 


graphiſten, 215 Boten; 1 Director mit 3500 Thlr. (1000 Thlr. mehr), 5 Direcs 
tions⸗Mitglieder, 1 techniſcher Aſſiſtent, 50 Büreau⸗ und Rechnungs⸗Beamte, 
1 Lehrer bei der Telegraphenſchule mit 700 Thlr. ꝛc. 


In der Generaldiscuſſion erläutert Regierungs⸗Commiſſar v. Philips» 


born die einzelnen Poſitionen und giebt eine Ueberſicht über die geſammte 
ſehr befriedigende Geſchäftsverwaltung. Der Einnahmeſatz iſt höher gegriffen 
als in den Vorjahren, weil der Verkehr im Zunehmen begriffen iſt und ſich 
ein nicht unerheblicher Tranſitverkehr auf den von Preußen bedienten Linien 
entwickelt hat; es gebört dazu ein weſentlicher Theil der zahlreichen Depeſchen, 
welche zwiſchen Großbritannien und Indien gemwechjelt werden. Aber auch in 


durch keine — der demnächſtigen definitiven 
vorgegriffen werde. ( 


eg auch auf die unterirdiſchen Linien mehr Bedacht zu nehmen. — 
uf Grund ber rare vorliegenden Ueberſicht bitte ich Sie deshalb, den Etat 
taatsregierung feſtgeſtellten Weile zu genehmigen. (Allſeiti⸗ 


ger Beifall) 
Handels miniſter Graf Tespe Für den nächſten Etat werden noch 
e 


des Krieges hat er Unglıubli eleiſtet und dazu be en, d 
hat er Unglı re Sirtiamtei ee e adde d unſer 


— unſere volle Anerkennung. Ich 

machen, daß der Tarif zwiſchen dem deut 8 Verein und 

land zu hoch iſt. Die Regierung wird gewiß kaum der Anxegun 

— auch ve an Wünſchen des Verkehrs nach Abhilfe dieſes 
nung zu . i 
eg.⸗Commiſſar v. Philipsborn: Der Verkehr zwiſchen Preußen und 

England wird engliſcherſeits von berſchedenen wahrgenommen 
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rweiterung der Telegraphenlinien ꝛc. gemacht were 


4, 
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N: und gleichviel durch welche Compagnie der Verkehr beſorgt wird und auf Sie nur, tröſtete ihn Pigs der Stul kammt erſt ſpäter durch die Ausſchmückung! 3,760 Thlr., Ober Thlr., 
0 welchem Wege die Depeſchen nach e dec — der Preis 10 immer daran! — Gegen ſolche Uebelſtände muß der Staat mit guten Vorbildern nein 
dieſes Somme \ 


derſelbe. Folge der großen Ereigniſſe { rs werden gleichwohl | eiue 
noch Erleichterungen des Verkehrs eintreten, da jetzt eine directe Verbindung] Weiſe beſonderer Berückſichtigung empfehlen, in welcher man jetzt in Frank⸗ 
reich und England ventilirt, indem man vorgewärmte Luft durch Dampf⸗ R 


mit England von dem nunmehr preußiſchen Theile der Nordſeeküſte aus ein⸗ 


treten kann. . 5 maſchinen in die Räume ein pumpt. . 
ö Deer ganze Etat wird ohne Widerſpruch Fee . „Regierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Moſer: Ich möchte nur factiſch ber 
* Die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben dieſes Etats bringen] richtigen, daß in den angeführten 958,000 Thlrn. ſchon die 273,000 für den 


100,000 Telr. in Anſatz als „Erſte Rate des für die Verlegung der Manu⸗ 
factur erforderlichen Bedarfs“ und die Erläuterungen fügen hinzu: Es wird 
beabſichtigt, auf den Grundſtucken der Porzellanmanufactur, 97. Abend 
Nr. 4, ein neues Sitzungs⸗ und Geſchäftsgebäude für das Haus der Abgeord⸗ 
neten zu errichten und zu dieſem Zweck die Porzellanmanufae ur auf das 
Grundſtück der frühern Geſundheitsgeſchirr⸗Manufactur bei Charlottenburg zu 
verlegen. Mit dem Neubau der Porzellan⸗Manufactur ſoll ſobald als mög⸗ 
lich begonnen werden, und es iſt deshalb von der hierzu erforderlichen Summe 
von etwa 300,000 Thlr. die erſte Rate von 100,000 Thlr. in den Etat pro 

1866 (2) aufgenommen worden. — Bekanntlich iſt für die mit dieſer Po⸗ 

ſition alſo in Verbindung ſtehende Frage des Neubaues eines Parlaments⸗ 

Gebäudes eine Commiſſion zur Vorberathung vom Präſidenten ernannt wor⸗ 

ben, in deren Namen jetzt der Abg. v. Unruh Bericht erſtattet. Die Com⸗ 
miſſion hat im Beiſein der Reg.⸗Commiſſarien Graf Eulenburg, Geh. Ober⸗ 
Baurath Wiebe und des Baurathes Herrmann zwei Sitzungen gehalten und 
ch zu dem Antrage geeinigt, dem Hauſe zu empfehlen, daß es den Bau 
eines Abgeordnetenhauſes a dem Grundſtücke der Porzellanmanufactur ab: 
llehne und der Regierung anheimgebe, für den monumentalen Bau eines Par: 
lamentshauſes auf einem andern geeigneten Platze zu ſorgen; bis dieſer aber 
hergeſtellt, einſtweilen eine Hinzunahme des neben dem jetzigen Abgeordneten⸗ 
ee belegenen fogenannten „Cabinetshauſes“ zu befürsoorten, damit auf den 
vereinigten Grundſtücken ein ausreichender Sitzungsſaal für das Plenum her⸗ 
geſtellt werden könne. 

Nur eventuell und für den Fall, daß der letztere Vorſchlag keine Annahme 
fände, hat die Commiſſion endlich die Erweiterung des jetzigen Saales und 
zwar entweder in der Länge, nach der Waſſerſeite hin, oder in der Breite, 
nach der Seite des Präſidialzimmers hin, ins Auge gefaßt. Die Commiſſion 
war der Meinung, daß dieſe interimiſtiſchen Bauten nicht zu 97 Ausdeh⸗ 
nung gewinnen ſollten, damit das Bedürfniß des a eubaues das teren Erwägung für die Regierung muß der Beſchluß des Hauſes fein, daß 

durch nicht in den Hintergrund Beet würde; ſie hielt indeſſen den Ein⸗ es jenen Bauplatz nicht acceptirt, Ich bin gegen jeden irgendwie erheblicheren 
wand, daß in Folge eines Saal⸗Neubaues vielleicht in der Seſſion von 1867 | Neubau hier, gegen jedes definitive Interimiſticum, weil nichts Geſcheidtes 
ein anderes Local interimiſtiſch bezogen werden müfje, nicht für durchgreifend. daraus wird. Wir wollen ein Parlamentshaus, alſo auch das Herrenhaus 
or das Project einer Verlegung nach dem Grundſtücke der Porzellan⸗Manu⸗ darin. Die vorgeſchlagenen Bauplätze find freilich nicht frei, aber Stadt und 
actur war angeführt worden die Nähe des Herrenhauſes und die Bequem⸗ Kaufmannſchaft haben für ihre Neubauten auch ganze Stadtviertel niederrei⸗] Krieges brachten die Fenbagen die Nachricht, daß die Regierung beabſichtige, 
lichteit für die Miniſter, welche in beiden Häufern zu thun hätten, ferner die ßen müſſen. Die neue Ventilation ſoll in dieſem Saale ihre erſte Probe im] das Saarbrückener Kohlenbecken an eine Bribatgeiellihaft u verkaufen, und fo 
Gewißheit, daß dort jedes Raumbedürfniß Befriedigung finden werde. Die Großen beſtehen, die warme Luft ſoll in der halben Höhe des Hauſes ein⸗ beſtimmt lautete dieſe Nachricht, daß ſogar amtlicherſeits Magistrat und Stadt⸗ 
Commiſſion hat anerkannt, daß die für jenes Grundſtück projectirten Bau⸗ ſtrömen, die kalte und verdorbene am Fußboden ausgepumpt werden. Ich verordnete von Saarbrücken ſich veranlaßt ſahen, an Se. Malesect eine Im⸗ 


Holzplatz einbegriffen ſind und daß bei der Annahme des * für die 
Ouadratruthe der Durchbruch der Zimmerſtraße i e iſt. 
Regierungs⸗Commiſſar Abg. Gr. Eulenburg: Auch bei Erweiterung 
dieſes Saales iſt die Ventilation durch vorgewärmte Luft in Ausſicht ge⸗ 
nommen. 7 1 ’ 9 
Abg. Gr. Schwerin: Ich werde die Knappheit, welche unſer Präfient ie Generalt 55 
wünſcht, nicht durch Anecdoten beeinträchtigen. Der Hr. Minifter hat Recht Abg. ch roßer Befrie⸗ 
mit der Trennung der beiden Fragen, die Entſcheidung über die Verlegung lich auch wegen 
iſt vielmehr abhängig von einer ganz anderen Frage, ob wir nämlich dieſe Der Miniſter 
Staatsinduſtrie überhaupt billigen. Bejahen wir dieſelbe, dann iſt die Manu⸗ 
factur jetzt nicht an ihrem Platze. Es iſt wünſchenswerth, daß wir heute be⸗ 
ſtimmte Anſichten formuliren, da die Regierung ja doch positive Erklärungen 
nicht fo bald wird abgeben können. Auch ich bin für Errichtung eines mo⸗ 
numentalen Baues und deshalb gegen das jetzige Project. Handelt es ſich 
alſo zunächſt nur um Erweiterung oder Neubau chen Saales, ſo gehe ich 
davon aus, daß wir mit allen Koſten es nicht erreichen werden, hier bequem 
und behaglich zu hauſen. Durch die Erweiterung nach der Länge wird die 
Akuſtik verſchlechtert, die Erweiterung nach der Breite ſtellt uns Säulen mitten 
in den Saal. Wie unbequem unſere Sitze ſind, das ſteht bei Allen feſt. Unter 
25,000 Thlr. iſt keine dieſer Erweiterungen auszuführen. Aus allen dieſen 
Gründen bin ich für einen Neubau, der auf mindeſtens 5 Jahre — es kann 
auch noch länger dauern — uns einen leidlichen Aufenthalt gewährt. Bis 
zu nächſtem Herbſt kann, wie mir verſichert worden, dieſer Bau fertig fein. 
Nimmt man das Cabinetshaus dazu, fo gewinnen wir auch Raum für befjere 
Bureaulocalitäten. e 
Abg. v. Unruh: Auch ich bin gegen die Ausſetzung des Beſchluſſes, 

denn neue Erklärungen der Regierung über das Ungeeignete der Porzellan⸗ 
Manufactur als Bauplatz ſind doch nicht zu erwarten. Die Baſis jeder wei⸗ 


Production. Das iſt nicht blos für. unfere wirthſchaftliche Entwickelung, das 
iſt auch für unſere politiſche Machtſtellung von Bedeutung. Es iſt daher 
auch Pflicht des Abgeordnetenhauſes, anzuerkennen, daß um die glückliche 
Entwickelung dieſer Industrie unſere Verwaltung ein ganz 3 Ver⸗ 
dienſt hat; es iſt ihr Verdienſt, daß auch der Privatbergbau unbehindert und 
unter dem Schutze des Geſetzes ſich zum Segen Preußens und ganz Deutſch⸗ 
lands hat entwickeln können. 0 
Nach dieſen Bemerkungen kann ich die Annahme der einzelnen Poſitionen 
des Etats nur empfehlen. Ich erinnere aber ferner daran, daß unter den 
Einnahmen die Saarbrückener Kohlen⸗Bergwerke eine Hauptpoſition 
bilden. Daraus geht die enorme Bedeutung derſelben für unſer ganzes Land 
in wirthſchaftlicher und finanzieller Beziehung hervor. Noch viel wichtiger aber 
iſt ihre politiſche Bedeutung, und es iſt daher erklärlich, daß die im Laufe 
dieſes Sommers auftauchenden Berichte bezüglich des Verkaufes derſelben eine 
ganı 10 a Senſation erregten. Schon lange Zeit vor Ausbruch des 


pläne ſehr geſchickt entworfen ſeien, aber ſie erhebt den Haupteinwand, daß 
dort ein monumentaler Bau nicht möglich ſei. Ein wirklich nationales Be⸗ 
dürfniß will und ſoll in künſtleriſcher Geſtaltung befriedigt ſein. Es ift richtig, 
daß das Abgeordnetenhaus ſelbſt in einer früheren Seſſion auf jenes Grund⸗ 
ſtück hingewieſen hat, aber es iſt ebenſo richtig, daß die Regierung damals 
gegen diefen Plan war. Der Bauplan weiſt nach, daß man fogar auf die 

ebauung der fiscaliſchen Nachbar⸗Grundſtücke dicht an ihren Grenzen gedacht 
hat, ſo daß die dorthin gekehrten Seiten des Neubaues nicht einmal Fenſter 
erhalten würden. 


Die Commiſſion hat in Bezug auf andere geeignete Plätze verſchiedene in | 400 


Erwägung gezogen, ſo z. B. den Königsplatz, deſſen Entfernung von der Stadt 
nicht als Hinderniß gelten könne, da die Raczynski'ſche Gallerie vom Branden⸗ 
burger Thore nur 500 Schritt, von der Friedrichsſtraße, durch die Dorotheen⸗ 
Straße nur 1000 Schritt entfernt ſei. uch ſei in der Dorotheenſtadt kein 
Mangel an garnirten Wohnungen und nach der Alſenbrücke zu entwickelt ſich 
ein neuer benachbarter Stadttheil. Ferner hat man auf die Artillerie⸗Kaſerne 
am Kupfergraben, deren Abbruch dem Schönheitsgefühl keinen Schmerz bereiten 
werde, an die Kaſerne in der Commandantenſtraße, die nach ihrem urſprüng⸗ 
lichen Verkaufe jetzt wieder in die Hände des Staates zurückgekehrt ſei, an die 

Artilleriewerkſtätten in der Dorotheenſtraße, endlich an die Akademie der Künſte 
gedacht, bei welcher freilich die Verlegung des königlichen Marftalls, der ſich 
dort befindet, ein Bedenken abgeben würde. Der Berichterſtatter ſchließt mit 
nochmaliger Empfehlung der Principalanträge der Commiſſion. 

0 Miniſter Graf Itzenplitz: Bei dieſer Frage iſt doch vor Allem zu beden⸗ 
ken, daß die Sache jedenfalls viel Geld koſtek und der Herr Finanzminiſter 
alſo auch ſein Wort mitzuſprechen hat. In Einem bin ich mik der Commiſ⸗ 
fion und wohl mit Ihnen allen einveritanden, daß dies Haus in feiner Be⸗ 
iehung mehr genügt. Wenn aber die Abhilfe fo ſchleunig wie möglich geſche⸗ 
10 ſoll, ſo iſt zu erwägen, daß die meiſten von den Plätzen, welche da ge⸗ 
nannt worden ſind, doch gegenwärtig bebaut ſind und daher erſt freigemacht 
werden müſſen. Ich möchte Ihnen anrathen, jeden Beſchluß in dieſer Sache 
vorerſt auf einige Tage auszulegen. Die Staatsregierung hat eben erſt von 


„000 Thlr. 


Abg. Dr. M 

als einziges Motiv für die Verle 

deshalb gegen die letztere. 
bg. b. Blanckenburg: Es iſt, wie ich glaube, bei allen Klagen über 
1 % ſchlimm, wir Alle erfreuen uns einer leiblichen 
Munterkeit und der Herr Präſident unterliegt den Bürden ſeines Amtes noch 
keineswegs. Aber wir haben nicht mehr Platz hier, wir wachſen ſo gewaltig, 
nicht nur durch den Zuwachs neuer Glieder, ſondern wir ſelbſt werden immer 


Thlr. als Koſten des 


i 


dieſen Saal doch gar nicht 


bin gegen das Fortbeſtehen der Porzellan ⸗Manufactur, ſoweit fie Induſtrie⸗ 
Anſtalt iſt, für ihr Fortbeſtehen, ſoweit ſie Kunſtanſtalt iſt. 

Der Handelsminiſter: Aus eben dem Grunde, den der Vorredner 
zuletzt angeführt, hat man die Geſundheitsgeſchirr⸗Manufactur eingehen laſſen, 
da ſie nichts Andres lieferte, als was die c 
mag, aber aus eben dem Grunde ſoll die Porzellan⸗Manufactur als Kunſt⸗ 
Inſtitut aufrecht erhalten werden. , 

Abg. Duncker (gegen die Bewilligung): Das jetzige Grundſtück der 
460000 fach wird doch nicht verkauft werden und dann ſind 
x ohne Erſatz vom Haufe bewilligt. 
jeder kexamiſchen Kunſt weit hinker uns zurück und hat uns jetzt vollſtänvig 
darin überflügelt, ohne daß es ſolche Staatsanſtalten beſitzt. Wollen wir 
400,000 Thlr. für ſolche Zwecke ausgeben, dann wird durch Errichtung von 
Kunſt⸗ und Induſtriemuſeen die Kunſt weit mehr gefördert. 
ſich ſodann auch gegen jeden koſtſpieligen Interimsbau im Abgeordnetenhauſe, 
da die Nebenräume immer unzureichend ſein würden, und empfiehlt deshalb 
nur den erſten Theil des Commiſſtonsantrages. 

Reg.⸗Commiſſar Abg. Graf Eulenburg: Graf Schwerin hat 25,000 
3 Erweiterungsbaues angenommen, dabei find jedoch 
9000 Thlr. für Ventilations⸗ und Heizeinrichtung einbegriffen. 
würde viel über 50,000 
allein auf 288,000 Thlr., mit den 


Ihlagt. : 

in Schlußantrag wird abgelehnt, 

elis: In den Erläuterungen ift der Parlamentsbau 
gung der Manufactur angeführt, ich ſtimme 


rivatinduſtrie auch zu liefern ber: 


England war früher in 


Redner erklärt 


Ein Neubau 
Thlr. koſten, in dem Regierungsplan iſt der Saalbau 
nbauten ſogar auf 330,000 Thlr. veran⸗ 


mediateingabe zu richten, worin ſie baten, daß eine ſolche Abſicht nicht ausge⸗ 
führt werden möge. Das Gerücht wurde ſpäter oſfieidbs desavouirt. Ich 
meinerſeits würde einen ſolchen Verkauf für ein wirthſchaftliches Ver⸗ 
brechen halten. Denn in den Händen des Staates wird das natürliche Mo⸗ 
nopol, das der Beſitzer hat, immer mit einem gewiſſen Wohlwollen ausgeiibt 
werden; in anderen Händen aber geſtaltet ſich dies in der allergefährlichſten 
es würde ein Privatmann im Stande ſein, 
0 l Beträchtliches in die Höhe zu treiben. Gerade 
dieſer Landestheil Preußens iſt der wirthſchaftliche Beherrſcher eines großen 
Theils der Induſtrie Frankreichs. 

Zu alledem kommt noch der 


jetzt fertig, und die 


nächſten Ja 


die Regierung für den 


Form zu einem Privatmonopol 
den Kohlenpreis ſofort um ein 


Vertrag, den die preußiſche Regierung beim 
Bau des Saar⸗Warne⸗Canals mit Frankreich geſchloſſen. Dieſer Canal ift 
N olgen für den Betrieb der Steirkohlen des Saarbrückener 
Beckens 7 — ſich ſchon jetzt in ganz beſtimmter Weiſe; ſchon im Laufe der 
) re wird Saarbrücken in der Lage fein, den ganzen Bedarf an 
Steinkohlen zu befriedigen, den Frankreich in dem von jenem Canale beherrſch⸗ 
ten Gebiete verlangt. Durch den erwähnten Vertrag iſt die Regierung ver⸗ 
pflichtet, ſtets die an den Ufern dieſes Canals von franzöſiſcher Seite aus er⸗ 
richteten Magazine ſo reichlich mit Steinkohlen zu verſehen, als dieſe Magazine 
es verlangen. Hierin liegt ein doppelter Nachtheil, einmal der Zwang, den 
ertrieb der Saarbrückener Steinkohlen auf ſich ge⸗ 
laden, ſodann aber der Umſtand, daß die Regierung ſich dadurch beengt 175 
wird in der Veräußerung einzelner Gruben des Beckens. Denn die Mög: 
lichkeit der Verpflichtung beruht auf dem Beſitze ſämmtlicher Gruben 
Später verlautete nun von anderer Sei d ieru dem 
kaufe einzelner Gruben umgehe. Damit, glaube ich, würde ſich die Landes⸗ 
vertretung nur einverſtanden erklären können, denn mit dieſer Theilung des 
Betriebes würden ſich die Leiſtungen im Ganzen verbeſſern. Der Herr Han 
delsminiſter würde ſehr zur Beruhigung des Landes beitragen, wenn er die 
Gewogenheit hätte, der Landesvertretung die dermaligen Abſichten der Regie⸗ 
rung über etwaige Veräußerungen der Saarbrückener Kohlengruben im Gan⸗ 
zen oder im Einzelnen mitzut 


„daß die Reg mit dem Ver⸗ 


eilen. 

ag Ich Stimme für den Bau auf dem Grundſtücke der Porzellan⸗Manu⸗ Der Handelsminiſter Gruß Itzenplitz: Ich kann mich ſehr kurz faſſen: 
actur und halte es für deſſen größten Vorzug, daß wir dadurch zum Herren- Ich theile die Anſichten des Herrn Vorredners. (Senſation.) 3 
hauſe kommen und nicht dieſes zu uns. Ich ftelle ferner den förmlichen Ans Abg. Overweg: Durch die Einführung des neuen Berggeſetzes find | 
trag, die weitere Discuſſion jetzt auszuſezen. Wir haben keine Pflicht, auf | alle Erwartungen, die man ſich davon machte, in Erfüllung gegangen und 
einen monumentalen Bau zu dringen, wir beſitzen keine Dispoſition über die] wir können nur den Wunſch hegen, daß es zum Segen der alten und der 
vorgeſchlagenen Plätze, aber mir ſollen vor Allem unſere 701 Daumen feſt] neuen Landestheile recht bald in dieſen publieirt werde. 

auf den Geldbeutel halten und nicht für uns ſelber 3—4 Millionen ausgeben. Miniſter v. Itzenplitz: Die Maßnahmen ſind bereits im Gange 


den Anträgen der Commiſſton Kenntniß erhalten, fie bedarf alſo einiger Zeit, 
um auf Grund dieſer Anträge ihre Sachverſtändigen zu hören und ihr Urtheil 
u bilden. Was die Erweiterung dieſes Saales betrifft, fo fpricht für die 

ngenrichtung deſſelben der Umſtand, daß der neue Anbau, der dafür noth⸗ 
wendig ift, faſt ganz vollendet werden kann, ehe man daran gehen muß, das 
Innere dieſes Saales ſelbſt in den Bau hineinzuziehen. Mit dieſer Erweite⸗ 
rung ſoll dann auch eine gründliche Verbeſſerung der Ventilation und der 


RR Te se) M. H. ich werde fie Ihnen doch erzählen (Heiterkeit). Ein 


5 Daß deſſen Haus jo ganz ſtyllos mit nackten Wänden emporwachſe. Warten 


zn verbunden werden. Ich zweifle freilich, daß überhaupt aus dieſem J 


Grundſtücke bei irgend welchem Bau etwas Vernünftiges herauskommen 
wird, am beſten wäre es ſchon, Alles niederzureißen. 

Uebrigens habe ich nicht recht verſtanden, ob es bei dem Hauptantrage 
der Commiſſion darauf abgeſehen iſt, auch das Herrenhaus da mit einzuquar⸗ 
tieren ... . (Zeichen der Bejahung von der Linken), in dieſem 115 wäre 
doch zu bedenken, daß für das Herrenhaus gar kein ſolches Bedürfniß exiſtirt. 
Ich empfehle Ibnen alſo nochmals Vertagung des Beſchluſſes. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Moſer: Auch ganz abgeſeben von 
der Frage des Parlamentsbaues iſt die Verlegung, um die es ſich bei dieſer 
Poſition handelt, zu empfehlen, ſowohl im Intereſſe der Manufactur ſelbſt, 
wie der Nachbarſchaft derſelben. Wenn man berechnet, die Quadratruthe nur 
zu 300 Thlr. veranſchlagt, daß das Grundſtück der Manufactur einen Werth 
von 958,000 Thlrn. und der dazu gehörige Holzplatz in der Möckernſtraße 
einen Werth von 273,000 Thlrn. repräfentirt, fo ſteht dieſem Erlös gegenüber 

die Ausgabe für den Neubau bei Charloitenburg in Höbe von etwa 315,000 
Thlrn., Bar: die Capitaliſirung der Reute von 11,000 Thlrn., welche bisher 
von der Geſundheitsgeſchirr⸗Manufactur abgeworfen wurde, mit 220,000 Thlr. 
und ſo bleibt als Reingewinn bei der Verlegung immer noch eine Summe 
von über 400,000 Thlr. — Dazu kommt, daß die Manufactur bei ihrer Ver⸗ 
legung den Vortheil der Nähe des Waſſers erlangt. Ich empfehle Ihnen 
deshalb die 1 

Der Handelsminiſter: Ich habe vorgeſtern darauf hingewieſen, daß 
bei dieſer Frage auch der Plan, die Zimmerſtraße zu durchbrechen, in Be⸗ 
tracht kommt. In dieſem Falle würde die Verlegung der Porzellan⸗Manu⸗ 
factur gar nicht mehr zu vermeiden ſein. Ich glaube, daß Sie die Fragen 
wegen der Verlegung und wegen des Parlamentsbaues ganz getrennt behan⸗ 
deln können. 5 

Abg. Graf Eulenburg als Commiſſar für den Miniſter des Innern 
erklärt ſich ebenfalls mit dieſer geſonderten Behandlung ganz einverſtanden. 

Abg. v. Hennig: Ich meine, daß wir füglih uns ſofort ſchlüfſig machen 
können, da uns ja bei der Schlußberathung immer noch Gelegenheit bleibt, 
Aenderungen vorzunehmen, welche durch etwaige ſpätere Erklärungen der 

Regierung nothwendig werden. Ich glaube ferner, daß Parlamentsbau und 
Verlegung der Porzellanmanufackur in innigem Zuſammenbange ſtehen, ſonſt 

wäre die letztere ein wirthſchaftlich ſchlechtes Geſchäft. Der Vortheil der 

Waſſernähe iſt nicht fo hoch amzuſchlagen, auch jetzt liegt die Manufactur, 

Rund beſonders ihr Holzplatz, nicht zu entfernt vom Waſſer. Die Werthbe⸗ 

rechnung, welche der Herr Regierungs⸗Commiſſar aufgeftellt, ſcheint mir ſehr 
hoch zu fein und der Preis don 300 Thlr. pro Quadratruthe nicht voraus⸗ 
uſetzen bei einem Grundstücke, deſſen Hauptausdehnung nicht nach der Front, 
feldern nach der Tiefe geht. Wäre der Preis richtig, dann wäre er auch viel 
zu hoch als Grundſtückkoſten des neuen Abgeordnetenhauſes, welches dann 
auf etwa 2,100,000 Thlr. zu ſtehen kommen würde. 1090 den Regierungsplänen 
figuxirte die Grundſtückerwerbung für dieſen Bau bisher nur mit 250,000 Thlr. 

Bier Millionen und darüber iſt ein zu hoher Preis für ein Haus, das 
doch nur auf dem Hofe ſtehen ſoll, das den Uebelſtand mehrerer Lichthöfe 

haben wird und jedenfalls in Anbetracht ſeiner ganzen Lage nur mangelhaft 
bentilirt fein kann. Seit langen Jahren iſt in Berlin von Seiten des Staa⸗ 
tes kein monumentaler Bau mehr unternommen worden; was in dieſer Be⸗ 


* De ee worden, das geſchah ſeitens der Stadt und der Kaufmann: |: 


ſchaft und wenn man den in der Hauptſtadt vorhandenen künſtleriſchen Krät- 
ten niemals Gelegenheit giebt, ſich zu bewähren, ſo geht es mit der Kunſt 
nicht vorwärts. Der neuere — ack in Berlin iſt zwar, im Vergleich 
2 7 London und Paris, gut, nur die Facadenüberladung nimmt jetzt in bedenk⸗ 
licher Weiſe überhand. Ich kann Ihnen da eine recht bezeichnende Aneedote 


eund von mir ſprach einem Bauherrn ſeine Verwunderung darüber aus, 


kommen. Der 


nicht fehlen. 


eſchaͤhe 
— Th 


Abg. Dr. NY 


bedarf keines monumentalen Baues und ſträube mich dagegen, daß wir, 
um zu unſern häuslichen Zwecken die Kunſt zu fördern, 3—4 Millionen aus⸗ 
geben wollen. Das ſoll jetzt fo flottweg geſchehen, während wir uns geſtern 
erſt Stunden lang um 1000 Thlr. und dann um 900 Thlr. gequält haben. 
Sie haben neulich einen bitteren Vergletch zwiſchen Schullehrerhaus und 
Kaſerne gehört; hüten Sie ſich, daß künftig nicht auch das Parlamentshaus 
in dieſen Vergleich mit eintritt. Jetzt ftreiten wir ſchon ein paar Tage über 
den Platz, wie wird es erſt werden, wenn wir auf die in u ſprechen 
1 Eine wird fie griechiſch, der Andere römif 
leicht gar egyptiſch wie zu einem Tempel von „O Iſis und Oſiris!“ haben 
wollen und wenn unſer früheres, jetzt lange vermißtes Mitglied aus dem 
Centrum (Reichenſperger) anweſend wäre, würde uns auch die Gothik ſicher 
Ich ſtimme deshalb für Schluß dieſer Debatte. A 
; dme: Ich will nicht über den monumentalen Bau ftreiten, 
ich glaube im Allgemeinen auch bei dieſem Bau, daß die Form des Inhaltes 
würdig fein muß und darin unterſcheiden wir uns eben, daß der Inhalt, den 
der Herr Vorredner und ſeine Freunde in ein franzöſiſches Parlament legen, 
ein ganz anderer iſt, als den wir hineinlegen. Ich gratulire ihm, wenn er 
bei dieſer Luft, in dieſem Saale, bei dieſen Arbeiten ſich comfortabel befindet, 
ba Di dle duftend meine Beſorgniß nicht zurückhalten, daß ſein Gemein⸗ 
ge er die Zuftäı 
daß jedenfalls die Eindrücke, die ſeine peripheriſchen und Lungen⸗Nerven 
empfangen, nicht ganz klar dem Gehirn übermittelt werden. (Heiterkeit) 
Er befindet ſich damit im Gegenſatze zu der ganzen Verſammlung. Mein 
Verdacht begründet ſich um jo mehr dadurch, daß die Sinnesorgane, beſon⸗ 
ders das Gehör, ihn ſehr täuſchen, denn während er über den fortwährenden 
Lärm und Skandal in dieſem Hauſe klagt und dabei demonſtrativer Weiſe 
nach unſerer Seite weiſt, kann ich ihm verſichern, daß noch nie, in keiner Seſſion 
dieſes Hauſes ſoviel Unruhe, Geſpräch und Todtſprechen der R 
den hat, als gegenwärtig und zwar in nächſter Nähe des Vorredners und 
unter ſeinen Freunden dort drüben. Zur Sache ſelbſt bin ich gegen den Betrieb 
einer Kunſtinduſtrie auf Staatskoſten, wenn dadurch die Privatinduſtrie ent⸗ 
muthigt wird, wie das hier der Fall iſt. Denn dieſes Geſchaſt ift ohnehin nur 
auf kleine Abſatzkreiſe berechnet; es muß feinen Beſtand zum großen Theile 
dadurch ſichern, daß es den Gewinn aus dem Mittelgutgeſchäfte zu Hilſe nimmt 
und überträgt, und dadurch wird ohnehin die Privatinduſtrie nicht angelockt. 
Ich verkenne nicht, daß die Manufactur gute Erfolge gehabt und auch zumal 
unter dem erſten Director Roſenzweig ( ) 
aber ich will mich nicht verpflichten, dieſe Induſtrie zu erhalten, wie das jetzt 
wenn ich für die Verlegung ſtimmte und damit einen neuen Abſchnitt 
Thaͤtigkeit begründete. 
Ein wiederholter Schlußantrag wird 760 angenommen. Für die Aus⸗ 
ſetzung jedes Beſchluſſes ſtimmen nur d 
Theil des Commiſſionsantrages erhebt ſich das ganze Haus (auch die freie 
conſervative Vereinigung) mit Ausnahme der conſervativen, er i 
men. Auch der zweite Theil (Neubau des Saales) wird von einer aus allen 
Parteien bunt zuſammengeſetzten Majorität angenommen. Schließlich wird 
die Poſttion von 100,000 Töhlrn, ſelbſt, gegen welche die Fortſchrittspartei, 


„der Dritte viel⸗ 


ſtände, die um ihn her herrſchen, nicht ganz klar iſt und 


) für die Wiſſenſchaft viel geleistet, 


e Conſervativen. Für den erſten 


t angenoms 


die nationale Fraction, das Centrum, die Polen, eine Anzahl Mitglieder der 


freien conſervativen Vereinigung ſtimmen, abgelehnt. 
Es folgt der Etat der Verwaltung für Berg-, Hütten⸗ und Salinen⸗ 
weſen, welcher nachweiſt an Einnahmen 17,863,154 Thlr. (2,810,448 Thlr. 


mehr), darunter aus den Bergwerken 12,452,281 Thlr. (2 246,385 Thlr. mehr), 


aus den Hüttenwerken 3,560,936 Thlr. (454,970 Thlr. mehr), aus den Salz: 
werken 1,262,134 Thlr. (87,110 Thlr. mehr), aus Steuern, Gebühren und 
Sporteln 587,808 Thlr. (22,374 Thlr. mehr). An fortdauernden Aus: 
gaben 13,640,644 Thlr. (1,867,034 Thlr. mehr), darunter Betriebskoſten für 


Bergwerke 9,119,857 Thlr., für Hüttenwerke 3,188,999 Thlr., für Salzwerke 


911,113 Zhlr., 


Ver 


waltungskoſten, Miniſterialabtheilung für das Ber gweſen 


edner ſtattgefun⸗ 


(Heiterkeit). 
Ab 
gehabt hat, vollſtändig an. 


findet ſich namentlich in 


Aufmerkſamkeit darauf zu richten. 
vaten dadurch verkümmert werden, 
bevor es auf die neuen Landestheile übertragen wird. a 
f idda: Es ſind in Naſſau bergbauende und 
d fe Wag Vea gehört worden; gegen dieſen Punkt haben ſich aber 
jedenken gefunden als gegen das ganze Geſetz und die Regie⸗ 
rung glaubt darin den Wunſch und die Intereſſen des Landes ausgeſprochen. 
Wenn der Bergbau in Hannober zurückgeblieben ift, ſe liegt das nicht an 
l eſißzer. Das neue Bergrecht richtet fi in 
Bezug auf dieſen Punkt gerade nach franzöſiſchen Principien, unter welchen 
der Bergbau ſich ganz vortrefflich entwickelt hat und die — glaubt, 
ſelben in wünſchenswerther Weiſe weiter entwickeln werde. 
le den Wunſch des Abg. Hammacher, daß die 
fe nicht verkaufen möge und 5 daß ſie 


Reg.⸗Comm. Krug v. N 


eben ſo wenig Beden 


den Vorberechtigungen der Grund 


daß er ſich unter den 


Abg. Dr. Glaſer: zo thei 

er Wer 1 
den geſammten Bergbau in der Hand behalten werde. Meiner An 
erung gegenüber Frankreich auf Andere nicht 
möglich. Es liegt aber nicht nur in unſerem Intereſſe, daß die franzböſiſche 


Regierung die Saarbrü 


iſt die Verpflichtung der Regi 


Induſtrie unterſtützt wird, ſondern es iſt auch ein großer Theil Deutſchlands 
davon abhängig. Ich halte, 101 deswegen für das N) g 


Hannover, wo ſich denn, wie piele Sachverſtändige 
meinen, gerade aus dieſem Grunde der Bergbau weniger ſchnell entwickelt 
hat. In Naſſau ferner heſteht, jo viel ich weiß, die Schürfberechtigung noch 
ſo, wie ſie in früheren Zeiten bei uns beſtanden hat; auch hier würde nun 
das neue Geſetz Veränderungen bewirken, welche ich nicht für ganz unbedenk⸗ 
lich halte. Ich möchte mir deswegen die 
in der kurzen Zeit ſchon eine Vorſtellung davon hat gewinnen können, wie 
dieſe Veränderungen dort wirken werden, oder ſie wenigſtens bitten, ihre 
Sollte der Unternehmungsgeiſt der Pri⸗ 
ſo wäre es wichtig, das Geſetz zu ändern, 


Dr. Lö we: erkenne den Segen, welchen das neue Berggeſetz 
9 a Sede Ih. aber u race 
auch manche Bedenken geltend gemacht gegen die Veränderungen, welche den 
Grundbeſitzer in eine viel vortheilhaftere Lage ver 


Verwaltung in der Hand t. 


ind, haben gewiſſe Rechte auf Koblenlieferungen; durch die Abtretung der 
fa ißberbäitnifje entfteben. Obnebin find die dortigen 
Gemeinden ſchon lange in einer ſchlimmen Lage, feit ihre Waldberechtigungen 
mit Oelbentihäbigin An abgelöft find. In ihrem Intereſſe bitte ich die Ser 


Gruben würden große 2 


ierung recht vorſicht 
8 Abg. Virchow 


mit der er ſich der 


hat, haben die Sache von 
1 


Frage an ihn erlauben: 
die des Miniſteriums und 


erklärte; der Herr Min 


daß die Regier, einen Indu, 


85 ſein 

: ſage dem Vorredner meinen Dank für die Wärme, 
ntereſſen meines Wahlkreiſes ſchon ſeit einiger Zeit ans 
nimmt, um ſo mehr, als ich hoffe, daß ‚feine Empfehlungen bei der Regierung 
mehr fruchten werden, als es den meinigen bisher gelungen iſt. Ich bekenne, 
daß ich es von dem allgemeinem Standpunkte aus, den ich hier als Vertreter 
des ganzen Landes zunächſt einzunehmen habe, den Anſichten des Vorreaners 
entgegentreten muß. Ich glaube nicht, daß ſie den Intereſſen des Landes 
entſprechen, obwohl in pi Wahlkreis die Majorität dieſer Anſicht fein 
wird. Die lakoniſchen Aeußerungen, welche uns der Herr Miniſter gan 
nicht klar gemacht, Ich möchte mir deshe 
. i 
hat er nur dieje Meinung oder beabſichtigt er auch, 

ſie zu verwirklichen? Meines Wiſſens iſt es nä nicht zu be 
die Regierung ernſtlich mit dem Gedanken umgegangen iſt, die ganzen Werle 
zu veräußern. So viel ich gehört babe, hat Frhr. d. Patow ein beſonderes 
Memoire über dieſen Gegenſtand verfaßt, in welchem er ſich gegen den Plan 
iſterpräſident aber hat die Frage offen em 
Der Geſammtverkauf würde auch in der That eine große Calamität fein 
für die Induſtrie und den Wohlſtand des ganzen Landes. Seit jener Zeit 


find verſchiedene Nachrichten in Umlauf geweſen. Einmal ſtand die Sache fo, 
friellen befonbens i 


0 


aber unterrichtet bin, werden do 


ſetzen. Dieſe Bevorzugung 


Frage erlauben, ob die Regierung 


icht nach 


5 eſte, daß der Staat die 
e Gemeinden, welche dort in der Nähe 


die 
inung nur die ſeinige oder 


streiten, daß 


begünftigte, welcher bei den Wablen 


| 


. 


als Gegencandidat gegen uns auftrat und, als er von Berlin zurückkam, er: 
Härte, es ſei nur dann Gefahr vorhanden, wenn die Wahlen 17 0 ausfie⸗ 
len. (Hört! Hört!) Ich ſetze voraus, daß das nur feine perſönliche Abſicht 
war und ihn die Regierung nicht dazu autoriſirt habe; ich wollte nur dieſe 
Thatſache erwähnen und die Regierung bitten, ihre Beziehungen zu einzelnen 
Privaten vorſichtiger zu geſtalten. Ich glaube, daß der Herr Miniſter es bei 
der großen Bedeutung der Sache dem Landesintereſſe ſchuldig wäre, feine An⸗ 
ſicht etwas mehr zu präciſiren und darüber Auskunft zu geben, ob er in Ber 
ziehung auf die e ehmgelnen Gruben unterhandell oder zu unterhan⸗ 
deln beabſichtigt, ob er in der Lage iſt die Verpflichtungen, welche auf der 
Geſammtheit der Werke Beantreihagegenfiber laſten, auf gewiſſe Kreiſe zu bes 
ſchräuken und die übrigen der Conkürrenz frei zu geben. 8 
Durch Letzteres namentlich könnten wir erſt dahin kommen, daß nicht, wie 
jetzt, die nächſtliegenden Orte und Kreiſe außer Stande ſind, ihren Kohlen⸗ 
bedarf von dort zu decken: jetzt iſt die Kohlennoth dort fo groß, daß ſchon bis 
hinauf ins Nahetbal die Concurrenz mit den Ruhrkohlen auftritt. So iſt die 
Wirksamkeit der Werke nach Deutſchland hin verringert, nach Frankreich uns 
ebührlich erweitert. Warum dieſer Vertrag 111 oſſen worden 8 iſt mir 
berhaupt immer unklar geblieben; anfangs 90 übte ich, es handle ſich nur 
um gewiſſe Vorbereitungen, welche ſpäter erſt definitiv abgeſchloſſen werden 
ſolkten; dann aber habe ich jede Spur einer Erklärung verloren und jetzt ſehe 
ich nur einen Schaden daraus für unſere Induſtrie. Unter allen Umſtänden 
müßte, wenn es nicht gelänge, anders unſerer Induſtrie einen Erſatz zu 
ſchaffen, die Regierung die ten von Privaten begünſtigen. Deswegen 
möge man zuerſt Unterhandlungen eingehen, um jene Verpflichtungen auf 
Keinere Kreiſe zu beſchränken. : \ 
ug Becker; Die Bemerkungen, die bisher gefallen find, veranlaſſen mich, 
zu erklären, daß die größere Sicherſtellung der Intereſſen der Grundbeſitzer 
und der Landwirthſchaft als ein großer Vorzug des neuen Berggeſetzes von 
allen Seiten, wenigſtens von der Majorität des Volkes, anerkannt wird. 
d eben dies, damit die neuen Landestheile nicht überflüſſige Furcht da⸗ 
or haben. 

Miniſter v. Itzenplitz: Ich verhandle weder, noch habe ich die Abſicht 
dazu. (Heiterkeit. ) 

Abg. Grundmann: Ich halte es für beſſer, wenn die Regierung dieſe 
Werke in der Hand behält. Mit den ſchleſiſchen Eiſenhüttenwerken mußte 
mee aangen werden; dann würde das Budget noch größere Erfolge 
aufweiſen. . 

Reg.⸗Commiſſar Krug v. Nidda: Die Regierung hat bis jetzt noch keine 
annehmbaren Gebote erhalten. Verſchleudert aber wird nicht! (Heiterkeit.) 

Der Antrag auf Schluß der Discuſſion wird abgelehnt. : 

Abg. Hammacher: Ich wollte nur die Antwort des Herrn Minifters, 
welche mich ſehr erfreut hat, nochmals conſtatiren. Durch die Concurrenz 
der Privat⸗Znduſtrie mit dem Staate würde gerade das Wohl des Landes 
ſehr gefordert werden. Ue rigens ift es nach dem Wortlaute des Vertrages 
mit Frankreich unmöglich, dieſe Gruben ohne vorherige ien una mit 
Frankreich zu veräußern; denn die as muß an den Ufern des Canals 
und feiner Nebenarme mehrere Niederlagen errichten, welche ſtets „abondem- 
ment“ verſehen fein müſſen und die Preiſe nah dem Tarif der Meiſtbe⸗ 
günſtigten berechnen. So lange deſe Beſtimmungen des Vertrages beſtehen, 
iſt al o von Verkauf an Privatperfonen keine Rede. 

Schluß der Discuſſion wird angenommen. 

Tit. 1—7 der Einnahmen werden ohne Debatte genehmigt. 

Bei Tit. 8 (Bergwerks⸗Abgaben und Steuern) bemängelt Abg. Ham⸗ 
macher den zu geringen Einnahmeſatz; der Bergbau ſei dermaßen im Auf⸗ 
blühen begriffen, daß der Durchſchnitt aus den letzten 3 Jahren nicht maß: 
gebend jei; im Jahre 1865 ſei die Einnahme z. B. ſchon größer geweſen, als 
fie für dieſes Jahr in Ausſicht 3 ſei, und jetzt dringe die nieder⸗ 
rheiviſch⸗weſtfäliſche Kohle nicht blos bis zur Nahe in die Zone der Saarkohle, 
ſondern nach Belgien und bis Paris vor. 

Reg.⸗Commiſſar Krug v. Nidda entgegnet, daß die Mehreinnahme des 
ahres 1865 daher komme, daß die Veranlagung damals auf dem linken 
heinufer noch nach franzöſiſchem Geſetz erfolgt ſei. 

Tit. 8 und 9 werden genehmigt. Es folgen die fortdauernden Aus⸗ 

gaben. (Vice⸗Präſident Stavenhagen übernimmt den Vorſitz.) 

Die Ausgaben für die Betriebskoſten der Bergwerke, Hüttenwerke 
und Salzwerke werden genehmigt. 

Zu Capitel 17 (Ober⸗Bergämter) nimmt Abg. Dr. Achenbach das Wort, 
um darzulegen, daß — gegenwärtige Bergwerk⸗Geſetzgebung den Anforde⸗ 
rungen vollkommen entspreche, er erklärt es für wünſchenswerth, daß daſſelbe 
auch bald in den neuerworbenen Ländern eingeführt werde. Dies Berggeſetz 


nicht zu Stande gekommen wären. h 
Abg. Lasker: Das Bergwerksgeſetz, deſſen ee een ich durchaus 
anerkenne, iſt nicht aus dem Reſſort des Juſtizminiſters, ſondern des Handels: 


ohne Debatte. g ö 

Es tolgt der Etat der Cifenbahn-Berwaltung 

ö (Der Ruf nach Vertagung wird laut; vom Präſidenten indeß nicht berück⸗ 
U 


t. 
Der Etat der Verwaltung der Eiſenbahn⸗ Angelegenheiten 


Thlr., darunter 7 8,000 Thlr. rkiſchen Bahn, 

100,000 Thlr. Dispoſttionsfonds zu unvorhergeſehenen außerordentlichen Aus: 

m 9 4 5 nach dem Final⸗Abſchluſſe des Etatsjahres 
echenſchaft zu geben i 

Die General- Distuſſton wird eröffnet. 

Regier.Commiſſar Frhr. v. d. Reck erläutert die einzelnen Etatspoſitionen 
unter zunehmender Unaufmerkſamkeit des Hauſes, ſo daß auf der Journali⸗ 
ſten⸗Tribüne faſt nichts davon zu verſtehen iſt. 

Abg. Reichenheim wünſcht eine Erklärung des Handelsminiſters dar⸗ 
über, ob die Regierung 1 1 die in der Declaration zum Friedensver⸗ 
trage zwiſchen Oeſterreich und Preußen enthaltene Beſtimmung, betreffend die 
Fortführung der Gebirgsbahn bis Braunau, welche die Inteceſſen der dor⸗ 
tigen Bewohner und die allgemeinen preußiſchen Intereſſen ſchädigen würden, 
zur Ausführung zu G 

e Graf Itzenplitz: Ich habe nicht dieſe Abſicht. (Hei- 
terkeit. 

Abg. Lent fragt, ob bald der Bau der Bahn zu erwarten ſei, welche die 
directe Verbindung zwiſchen Berlin, Breslau und Wien herſtellt, und der⸗ 
jenigen, welche die Grafſchaft Glatz durchſchneiden ſolle. 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Daß mit der bſterreichiſchen Regie: 
rung im vorigen Sommer nicht viel zu verhandeln war, wird wohl den 
Herren hier Nllen bekannt ſein; wie es nach dem Friedensſchluß damit ſteht, 
werden Sie wohl auch wiſſen; wir haben indeß die Verhandlungen wieder 
eröffnet, um jedoch dieſe Bahnen bauen zu können, müſſen Sie erſt ſehr be 
deutende Geldmittel bewilligen. Hape ke de. 8 dh 

Abg. Michaelis: Die Grundſätze bei der Buchführung im Eiſenbahn⸗ 
etat einen mir nicht richtig zu fein. Da ſtehen allervings zuerſt Einnahmen 
der Staatsbahnen und dann Einnahmen der Rabe e bei welchen der 
Staat betheiligt iſt; und ebenſo die Ausgaben hinter einander; aber ſchließli 
iſt die Summe aus beiden Ara zuſammengezogen und der angebliche 
Ueberſchuß der Staatsbahnen dadurch herausgerechnet W 8 daß die Ein⸗ 
nahmen aus den Privatbahnen nicht davon getrennt ſind. Wenn man aber 
einen Ueberblick über die Rentabilität der Staatsbahnen gewinnen will, muß 
man die Rechnung anders anſtellen; die Staatsbahnen ergeben nach dem Etat: 
ein 5 Berviebtof TER 16,611,400 Thlr. 
* sgaben: a, oſten .. . 9, „ 6 * 

zünga bend z Anmallge Ausgaben 1,514,740 „ 
Summa 11,500,762 


1 bleibt Ueberſchuß %% un 5,110,638 Thlr. 


* 


ch] Landrath des Kreiſes 


Bahn von Schloß Königs- uſterhauſen hierher zurück 4 


3270 - 
Davon ab die Ausgaben zur Verzinſung der Anleihen. 5,213,628 Thlr. 


folglich ergiebt ſich ein Deficit von 102,990 Thlr. 
(Hört! hört!) 

Reg.⸗Commiſſar v. d. Reck: Der Herr Vorredner hat bei feinen Red: 
nungen überſehen, daß die einmaligen außerordentlichen Ausgaben nicht alle 
Be vorkommen und deshalb bei einer ſolchen Rechnung abgezogen werden 
müſſen; fie könnten eben ja auch durch eine Anleihe beſtritten werden. 
Der Präſident theilt mit, daß vom Abg. Dr. Hammacher ein Antrag 
eingegangen iſt, worin die Staatsregierung aufgefordert wird, die Anzahl der 
Lokomotiven auf der Weſtfäliſchen Eiſenbahn in einer dem Bedürfniß ent- 
ſprechenden Weiſe zu vermehren. 5 

Abg. Lent: Die Koſtſpieligkeit der Bahnanlage, welche ich vorhin betont, 
kann ken Grund einer ſo langen Zurückſtellung ſein, da die Bahnen ein 
ganz dringendes Bedürfniß find. ; 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Man mbge durchaus nicht glauben, 
daß ich dem Bau dieſer Bahn entgegen bin; die Reden des Hrn. Abgeordne⸗ 
ten können mich nicht heißer dafür entflammen, als ich es ſchon bin; man 
ge mir aber Zeit laſſen, die Dinge geſchäftsmäßig auszuführen. (Heiterkeit) 

bg. Michaelis: Die Etats der Vorjahre weiſen nach, daß einmalige 
außerordentliche Ausgaben immer wiederkehren. Wenn der Herr Regierungs⸗ 
Commiſſar meint, daß dieſe durch Anleihen beſtritten werden könnten, fo 
möchte ich blos zu bedenken geben, daß auch die Zinſen für die Capitalein⸗ 
lagen der bisherigen Anlagen und Betriebsgegenſtände mit angerechnet wer⸗ 
den müßten, und da würde ſich immer ergeben, daß unſere Staatsbahnen 
feinen Ueberſchuß, ſondern ein Deficit geben. 2 80 

Reg.⸗Commiſſar v. d. Reck: In der Regel ſtellt ſich das wirkliche Re⸗ 
ſultat beſſer, als es der Etats⸗Voranſchlag angiebt. 

Abg. Michaelis: Wenn das wirkliche Ergebniß ſich anders geſtaltet, 
als es im Etat angegeben ift, ſo beweiſt das nur, daß der Eiſenbahn⸗Etat 
ein folder iſt, der die Staatsregierung durch die Ueberſchuüſſe, die er gewährt, 
unabhängig von dieſem Haufe und dadurch die ganze Etataufſtellung imagi⸗ 
när macht. Dies möchte ich nur hiermit noch conſtatirt haben. 

Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen. — Präſident v. Forckenbeck 
übernimmt den Vorſitz wie der und ſchlägt dem Hauſe vor, die Sitzung zu 
vertagen. Das Haus ſtimmt bei. Der Präſident beraumt die nächte Sitzung 
auf Donnerstag 10 Uhr an; gedenkt dieſelbe um 3 Uhr zu ſchließen und 
Abend 7 Uhr wieder eine Abendſitzung abzuhalten. Feast und Sonnabend 
ſollen gleichfalls Sitzungen ftattfinden, in denen der Präſident mit dem Etat 
fertig zu werden bofft. Schluß 3 Uhr. Naächſte Sitzung Donnerstag 10 Uhr. 
Tagesordnung: Etat der Eigenbahnverwaltung, Domänen, Forſten, indirecte 
Steuern und das Salzmonopol. 

Folgende Stelle aus den Kammerverhandlungen gehört auf die S. 1 
Sp. 2 vor die Rede des Abg. Gr. Eulenburg: 

Abg. Dr. Becker bedauert dieſe Erklärung und legt durch Zahlen dar, 
wie unverhältnißmäßig die Landbevölkerung durch das Landbrieſbeſtellgeld ge: 
drückt wird. Die Einnahmen aus dieſem Beſtellgeld ſeien bei Weſtem größer, 
als der Dienſtaufwand dafür; bis 1854 habe man aus dem Landbriefbeſtell⸗ 
geld allein einen jährlichen Ueberſchuß von 18,000 Thalern erzielt; das ſei 
nichts, als eine beſondere Steuer für die Landbevölkerung. Die letzte Aeuße⸗ 
rung des Regierungs⸗Commiſſars jtebe außerdem im Widerſpruch mit den 
von der Regierung im Jahre 1862 gemachten Verheißungen. Redner empfiehlt 
den Antrag des Abg. b. Kleinſorgen. 

Abg. Hoffmann zieht ſeinen Antrag zurück. 

Abg. v. Bonin: Mein Antrag betrifft die Correſpondenz der Orte, welche 
in der Umgegend einer Poſtſtation liegen. Jetzt koſtet ein portofreier Dienſt⸗ 
brief, der aus größerer Entfernung an eine Poſtſtation gelangt und vom 
Briefträ er beſtellt wird, nur 6 Uf.; wied er aber unmittelbar an dieſer Poſt⸗ 
anftalt aufgegeben und auf's Land beſtellt, ſo koſtet er 1 Sgr. Beſtellgeld. 
Dieſe Ungleichbeit iſt durchaus unzuläſſig. In den engen Grenzen meines 
Antrages acceptire ich auch die Aeußerungen des Abg. Becker. 

Abg. v. Kleinſorgen modifieirt feinen Antrag dahin, daß das Briefbe⸗ 
ſtellgeld auf dem Lande vom 1. Januar 1868 ab aufgehoben, das für Zei⸗ 
tungen aber von da an auf den in den Städten beſtehenden Satz beſchräakt 
wird. 


präfidenten, des Civil⸗Cabinets, des Wirkl. Geh. Ober⸗Regierungsraths 3 


ſenheit des Gouverneurs und Commandanten mehrere bochgeſtellte Mi⸗ 
litärs zur Meldung, unter ihnen auch den Herzog v. Ratibor. (St.⸗A.) 


Berichtigung,] Der „St.⸗Anz.“ ſchreibt: 

E däniſchen und belgiſchen Blättern werden ta 
ſten Erdichtungen über die Politik des preußischen 2 
liche Aeußerungen ſeiner Mitglieder verbreitet. R 

Die Aufgabe des „Staats⸗Anzeigers“ kann es nicht fein, ſich dauernd mit 
einer Widerlegung dieſer abſichtlichen Fälſchungen zu beſchäftigen. Wir wollen 
aber heute an einem Beiſpiele jenes unwürdige Treiben kennzeichnen. 

Das in Kopenhagen erſcheinende „Dagbladet“ vom 10. dieſ. Mts. meldet 
nämlich nach einem 
von Bismarck, habe eine ſchleswig⸗holſteiniſche Deputation von Hadersleben 
empfangen und derſelben erklärt: 5 


binets und über angeb⸗ 


bis ſich die Verhältniſſe dort befeſtigt hätten.“ 

Dieſe Erzählung iſt in allen Theilen erdichtet. ER 

Eine ſchleswig⸗holſteinſche Deputation von Hadersleben iſt in Berlin nicht 
bemerkt worden. Der Herr Miniſter⸗Präſident, welcher überhaupt keine De: 
putationen empfängt, hat jene angebliche Abſendung von Hadersleben nicht 
geſehen, mithin derſelben auch keine Erklärung über die Abſtimmung in Nord⸗ 
Schleswig gegeben. 


AV Bon der Eider, 11. Dezember. [Maßregelung ber 
däniſchen Geiſtlichkeit Nordſchleswigs. — Eiſenbahn⸗Un⸗ 
fälle. — Die nordſchleswigſche Deputation.] Das ſchleswig⸗ 
holſteinſche Ober⸗Präſidium ſchreilet jetzt energiſch gegen die dänenfreund⸗ 
liche Geiſtlichkeit Nordſchleswigs ein. Der Kirchſpielsprediger der Ge⸗ 
meinde Toftlund, Paſtor Chriſtenſen, iſt plötzlich verabſchiedet worden. 
Er hatte am Tage des allgemeinen Friedens⸗Dankgottesdienſtes (11. No- 
vember) eine Predigt gehalten, in welcher er mit Nachdruck die zuoere 
ſichtliche Ueberzeugung von der baldigen Wiedervereinigung Nordſchles⸗ 
wigs mit der däniſchen Krone hervorhob. 
außerdem die fernere Maßregelung mehrerer dänenfreundlicher Geiſtlichen 
Nordſchleswigs. — Durch einen vorgeſtern auf der nordſchleswigſchen 
Eiſenbahn vorgekommenen Zuſammenſtoß ſind 3 Güterwagen und 1 Lo⸗ 
comotive beſchädigt worden. Der Schaden wird zu 4000 Thalern ver⸗ 
anſchlagt. Menſchen ſind nicht dabei verunglückt. — Die Haderslebener 
„Nordſchleswigs Tidende“ meldet die Rückkehr der deutſchen Nordſchles⸗ 
wiger aus Berlin, indem ſie hinzufügt, daß die Deputation überall die 
lebhafteſten Sympathien für Nordſchleswig angetroffen habe. — 

Bonn, 10. Dez. [Ein ordentlicher Univerfitätsprofefe 
for ohne Gehalt.] Wenn bei den Verhandlungen des Abgeordneten 
hauſes über die Gehälter der Univerſitätslehrer mißbilligend erwähnt 
wurde, daß es in Preußen 25 außerordentliche Profeſſoren ohne Gehalt 
gäbe, ſo wollen wir, ſchreibt man der „K. Z.“, doch daran erinnern, 
daß die rheiniſche Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität zu Bonn das Unieum 
eines ordentlichen Profeſſors und namhaften Gelehrten der philoſophiſchen 
Facultät aufzuweiſen hat, der gar kein Gehalt bezieht, dagegen als 
fünfzigfähr. Junggeſelle das Vergnügen hat, feinen Beitrag zur Wittwen⸗ 
kaſſe der Profeſſoren einzuzahlen. 
Profeſſor mit negativem Gehalt! Gewiß eine culturhiſtoriſche Merk⸗ 
würdigkeit im Staate der Intelligenz. 

Aus Südkurheſſen, 7. Dezember. 
wohl noch nicht genug 9 


[ tes Aufſehen!] macht in unſerer 
Provinz jetzt die Angelegenheit des 


elſunger Metropoliten Vilmar. 
820 n Bf u g it bekannteren Bruder, dem Profeſſor der Theolo⸗ 

ge a werden darf mit ſeinem weit bekannteren Bruder, dem Profeſſor der Theo 21 

Berlin, 11. Dezbr. [Amtliches] Se Majeität der König hat den] gie an der Univerfität Marburg, dem Verfaſſer der bekannten Geſchichte der 
nachbenannten Eiſenbahn⸗Beamten Orden und Ehrenzeichen verliehen und zwar: deutschen Nationalliteratur, dem geiſtlichen Rathe Haſſenpflugs u. ſ. w, . 
den rothen Adler-Drden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub: dem Geh. A. Pilmar. Der erſtere, von dem jetzt die Rede ff. war von 75 viel 
Ober⸗Bauralh Meishaupt zu Berlin; offener und rückſichtsloſer in der Ausführung deſſen, was fein weltklügerer 
Bruder nur that, wenn er ſicher glaubte, es durchſetzen zu konnen. eide 
ſind aber eng verquickt mit der Politik des heſſiſchen Treubundes und mit 


den rothen Adlerorden vierter Klaſſe: dem Regierungs⸗ und Baurath 
Keil zu Bromberg, dem Regierungs⸗ und Baurath Vogt zu Berlin, dem 
Ober⸗Betriebs⸗Inſpector Schultze zu Breslau, dem Eiſenbahn⸗Bau⸗Inſpector 
Korn zu Berlin, dem Baurath Schneider zu Elberfeld, dem Regierungs⸗ 
Aſſeſſor Mebes zu Berlin, dem Eiſenbahn⸗Bau⸗Inſgector Kecker zu Brom⸗ 
berg, dem Regier.⸗Aſſeſſor Frölich zu Berlin, dem Reg.⸗Aſſeſſor Simon zu 
Breslau, dem Eiſenbahn-Bau⸗Inſpeckor Rampoldt zu Stargardt in Pom⸗ 
mern, dem Eiſenbahn⸗Bau⸗Inſp. Kinel zu Berlin, dem Bahn⸗Controleur 
Schubert bei der Niederſchl.⸗Märkiſchen Eiſenbahn, dem Bahn⸗Controleur 
Großmann bei der Oberſchleſ. Eiſenbahn, dem Bahn⸗Controleur Henry 
bei der Saarbrücker Eiſenbahn, dem Stations⸗Vorſteher Ruh zu Liegnitz, 
dem Telegraphen⸗Inſpector Götſch bei der Wilhelms⸗Bahn, dem Güter⸗Ex⸗ 
pedienten Eickermann bei der Niederſchl.⸗Märkiſchen Eiſenbahn, dem Ober⸗ 


Tonangeber im Heſſenbunde, wie der Treubund zuletzt ſich nannte. Der Me⸗ 
tropolitan Vilmar iſt nun ſchon ſeit längerer Zeit von unſerer königlichen 


gen der neuen Obrigkeit ſich widerſezen zu wollen. Gegen dieſe Maß regel 
hat Herr Vilmar Recurs ergriffen und fie hat die Mißbilligung mancher au 
nicht zu ſeiner Partei gehörigen Perſonen erfahren, da ein Beiltiher bor wi 
kürlicher Verſetzung geſchützt fein müſſe. Man kann nun, in der Rechtsfr 
vielleicht ſoviel bse daß Herr Vilmar eigentlich hätte ſuspendir 
werden müſſen. Dieſe 1 . 1 ſollte man einfach nachholen, da er mit der 
Verſetzung nicht zufrieden iſt. Vom Nützlichkeitsſtandpunkt aus ſtellt ſich die 
Sache einfach jo: Es iſt, von der ſeitherigen Gewöhnung der heſſiſchen Ber 
völkerung aus angeſehen, unerläßlich, daß Metropolitan Vilmar die Entſchie⸗ 
denheit des königlichen Regimentes erfährt. Im Lande würde man geneigt 
fein, alles Vertrauen zu verlieren, wenn einem Opponenten der Treubunds⸗ 
partei Nachgiebigkeit gezeigt würde. Das ſcharfe Vorgehen gegen Vilmar 
wurde dahin aufgefaßt, daß das königliche Regiment frei ſei von dem Bunde 
mit einer Partei, mit welcher das kurfürſtliche Regiment ſo ige verbunden 
war. Sorgen die Räthe der Krone nicht 91 — daß ſie in Heſſen frei von 
dem Einfluſſe der Vilmarianer erſcheinen, ſo begehen ſie einen großen politi⸗ 
ſchen Fehler. Das iſt eine thatſächliche Lage der Dinge. In Kurheſſen gab 
und giebt es eben nur zwei Parteien: die des Kurfürſten mit dem Treubunde 


andern. Die Regierung braucht nicht einmal zu fürchten, daß ſie durch i 
Vorgehen gegen Vilmar beſonders liberal aufzutreten ſcheine, da die Gegen⸗ 
ſätze hier nicht in Betracht kommen. Was die b Treubündler mit dem 


Baumeiſter Buſſe bei der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn, zu Berlin, dem Ober⸗ kurfürstlichen Regiment verloren haben, kann ihnen das königl. preußiſche 


daß es für eine vergebliche Anſtreng ing au 
lieren in der Gefahr ſich befindet. 


Telegraphiſche Depeſchen. 5 
Newyork, 1. Dez. [City Waſhington.] Die Staatsſchuld ift 
im vergangenen Jahre um 200 Millionen vermindert worden. 
(Wolffs T. B.) 
Mexico, 25. Nov. Maximilian verweilt in Orizaba, ohne ofſi⸗ 
cielle Functionen auszuüben. 
ergab ſich den Republikanern. 


der andern Seite Alles zu ver 
(N. 3.) 


iger Eiſenbahn, dem 

Elend n zu Deutz, dem Bahnhofs⸗Inſpector Hoffmann zu Gera, dem 

Bahnhofs ⸗ 8 Jobsky bei der Rheiniſchen 

dem Ober⸗ 

Inſpector Leidholdi zu Halle a. S 

ler zu D 

Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn zu Breslau. — 3 
Breslau, 13. Dez. [Polizeiliches] Geſtohlen wurden: Agnesſtraße 

Dee Nr. 11, 1 lila Thibelflem, 1 Paar Stiefletten, 2 Paar Gummiſchuhe und ! 


der äußeren Seite des Deckels I. Laniſch per Breslau, auf der inneren das 
egen Protſchkenbain per Mettkau; in derſelben befanden ſich 3 weiße Tas 
ſchentacher gez. B. H. Nr. 1, 3, 5, 3 Hemden geh, B. H., 2 Handtücher ge. 
B. II., 3 Paar blaue angeſtrickte Socken gez. B. H, 1 roth carrirter Ueber 


zug für 2 Kopfliſſen und 1 Deckbett, 1 leinenes Betttuch, gez. B. H 


Taſche deſſelben befand ſich ein buntes kattunes Taſchentuch; Gartenſtraße 
Nr. 24, 2 Fracks von ſchwarzem Tuch, 1 ſchwarzer Buckskinrock, 1 blauer al⸗ 
ter Sommeranzug, 1 noch guter hellgrauer Sommerüberzieher, 1 ſchwarze ge⸗ 
iſenbahn. 5 j 
Se. Majeſtät der König hat den Regierungs⸗Rath v. Schierſtedt zu 
a „ und Regierungs⸗Abtheilungs⸗Dirigenten 
und den Regierungs⸗Aſſeſſor Albert Reinhold v. Pommer⸗Eſche zum 
örs, Regierungsbezirk Düſſeldorf, ernannt. 
[Marine.] S. M. S. „Nioble“ iſt am 22. vor. Mts. auf der Rhede 
von Sancta Cruz auf Teneriffa, und S. M. S. „Gazelle“ geſtern in Malta 
angekommen. 2 2 5 2 
[Bekanntmachung.] Zu Liebau im Regierungsbezirke Liegnitz wird 
am 15. Dezember d. J. eine Telegraphen⸗Station mit beſchranktem Tages⸗ 


dienſte eröffnet werden. 
el, 12. Dezember. [Se. Majeſtät der König] kehrten 


geſtern Abend 9% Uhr mittelſt Extrazuges auf der Berlin⸗ Görlitzer 


tärbeinkleider. 
Verloren wurde: 
welches N: 


e Sammethut, eingehüllt in ein weißes Tuch, 
Auf . 


P. gezeichnet g 
pr EtUR ertrunkenen Perſon.] Am 11. d. M. Vormits 
bis 35 Jahr alten, anſcheinend dem Arbeiterſtande angehörigen weiblichen 
Perſon, welche die Oder 9 brachte, ans Land gezogen. Bekleidet 
war die Entſeelte mit einem a 

chentjacke, zwei alten leinenen Unterröcken, 1 ſchwarz wollenen Haube, und auf 
dem einen Fuße mit einem alten zerriſſenen Lederſchuh. (Prov. -Z.) 


—“ Breslau, 12. Dez. [Die geſtrige odervorſtädtiſche Bezirks⸗ 
Verſammlung,!] welche unter Vorſitz des Herrn Dr. Pinoff Sperke - 
chen Locale ſtattfand, war mäßig beſucht. Vorſitzender eröffnete die Ver⸗ ? 
1 55 indem er an die Worte erinnerte, mit denen er die letzte Verſamm⸗ 


* 5 


Heute nahmen Se. Majeſtät der König die Vorträge des Minifler 


Coſtenoble und des Militär⸗Cabinets entgegen und empfingen in Anwe⸗ Et 
täglich die handgreiflich. 


erliner Telegramm, der Herr Miniſter⸗Präſident, Graf 5 8 


„daß in Nordſchleswig nicht eher eine Abſtimmung ſtattfinden würde, als 3 a 


Gerüchtsweiſe verlautet 


Alſo ein ordentlicher Univerſttäts⸗ 23 


[Ein großes, in Altpreufen 


dabei bemerken, daß dieſer Herr nicht verwechſelt 


dieſem ſelbſt; neben dem Kammerherrn von Buttlar⸗Elterberg waren ſie die ö 


Landesadminiſtration verſetzt worden, weil er offen erklärte, den Anordnun⸗ 


auf der einen Seite und die ganze übrige Maſſe der Bevölkerung auf der . 


Regiment nimmer erſetzen, und verſuchte eg es, jo würde es inne werden, 4: 


Die kaiſerliche Garniſon in Jalapı 
(Wolff's T. B. 


alte Reiſetaſche; auf dem Neumarkt von einem Wagen, 1 Holzkiſte fig. auf 


5 „ 
geräucherte Schinken und 1 Stück gekochtes Rauchfleiſch: Herrenſtraße 26 ein 
blauer Tuchrock mit grau und ſchwarz gepunktem Parchentfutter; in einer 


rippte Winters und 1 graue gerippte Sommerweſte und 1 Paar gute Mili⸗ a 


tags wurde in der Nähe der Vordombrücke die Leiche einer ungekannten 30 h 


ten geitreiften Rock, einer blau cartirten Par- 


r 
F 
12 


« 


EEE IT 
U eh 


be en ee 2 
N 


5 zequng des i 
und des Redners geſchehen, wurde die Lage der ſogenannten Koſtkinder von 


empfehle er den neuen Verein aufs Wärmſſe. 
Schlerer 


auf hingearbeitet werden, daß die Commune den Bewohnern der Odervorſtädte 


ER 1 — da der Verkauf unter Bedingungen projectirt ſei, welche man nicht 


der Deichſohlen an den Magiſtrat zu ſiſtiren und darüber in einer neuen 


Fr Nr 


Conceſſionirung der 


1859 die Beſchraͤnkung der Bedärfniß⸗Frage und 


der preußiſchen Geſetzgebung das Reiſegeſchäft der Aſſecuranz⸗Agent b 
ſei. Due Entſcheidung, die den WB * ’ Ae bela 


a 


des ſei und mit den an dieſer Stelle bezeichneten 


Riſico überzeugen muß. Durch dieſes Erkenntniß werden in Preußen mehr 


Verſicherungen find doch dabei inbegriffen. — Daß aber in dieſen Gebieten 
— Schirmdach des Aſſecuranzweſens, ohne welches die gegenwärtige Entwicke⸗ 


FREE = Past Ir . 
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nem Eigenthum, Haus und Leben verſichert ſei, nimmt die Verſammlung 
nach einiger Debatten den Antrag des Herrn Director Schemioneck an. — 
3) Herr Leipziger weiſt auf den ſchweren Stand der Breslauer Engroiſten 
hin, welche in ihren Verbindungen nach Oeſterreich mit den billigen Differen⸗ 
tial-Zarifen zu kämpfen haben. Dieſelben bevorzugen den directen Verkehr 
dergeſtalt, daß die Fracht für einzelne Waaren, 3. B. Gewürze, zwiſchen 
Stettin und Breslau 3 Sgr. theurer iſt, als zwiſchen Stettin und 
Wien. zn wie weit die Bahnen bei Normirung ihrer Frachten neben ihrem 
eigenen ach e das des Handels und Verkehrs derjenigen Plätze, welche 
ihnen zunächſt ſtehen, in Erwägung zu ziehen haben, das iſt wohl noch eine offene 
Frage, mit der ſich unſere Handelskammer eingehend beſchäftigt hat. In 
dieſem Sinne übernimmt es Herr Lode, die Sache an dieſer Stelle anzu⸗ 
regen. — 4) Herr Milch bringt die Frage in Anregung: ob der hie, e 
Magiſtrat die Lehrer der kaufmänniſchen Wiſſenſchaften, wie Buchführung u. dgl., 
als „Lehrer“ oder Fachmänner, „Gewerbetreibende“ conceſſionire, womit weiter 
die Frage zuſammenhängt, ob ſolche eine Prüfung und vor wem zu beſtehen 
hätten. Einzelne vorliegende Fälle machen es wünſchenswerth, dieſe unent⸗ 
ſchiedene Angelegenheit einmal in's Klare zu bringen und wird der Vorſtand 
beim Magiſtrat dieſerhalb um Information nachſuchen. 5 Anläßlich der in 
einer hieſigen Oelmühle vorgekommenen leichten Exploſion eines leeren 
Petroleumfaſſes führt Hr. Oscar Cohn aus, wie ein ſolcher Vorfall 
durchaus nicht angethan ſei, dieſen Leuchtſtoff im Gebrauch zu verdächtigen. 
Wenn das Faß wirklich von Petroleum und nicht zuletzt mit Lig-ro-ine ges 
füllt war, einem flüchtigen Mineralöle, dem gegenüber allerdings größere 
Vorſicht anzuwenden iſt, — ſo bietet dies eben ein Beiſpiel von dem einzig 
möglichen Falle einer Exploſion, wo nämlich ein Reſt Petroleum in einem 
größeren Raume abgeſchloſſen — das Faß lag verſpundet — dieſen mit Gaſen 
erfüllt, die bei hineingehaltenem Lichte unter Detonation verbrennen. Das 
Petroleum ſelbſt anzuzünden gelingt erſt nach bedeutender Erwärmung und 
in dieſem Jahre ſind nur die auf den Siedepunkt geprüften amerikaniſchen 
Sorten im Handel, bei deren Gebrauch oder Lagerung nicht der 
geringſte Grund zur Beſorgniß vorliegt. In der That hören wir 
jetzt, wo der Conſum des Stoffes gegen die Vorjahre um das Doppelte und 
Dreifache gewachſen hi nur ſehr jelten von einem durch ihn veranlaßten Un: 
glücksfall. Zum Schluſſe wird gezeigt, wie ſich Terpentindl mit dem Petro⸗ 
leum in der Regel in der Entzündbarkeit gleichgeſtellt, bei viel niedrigerer 
Temperatur als letzteres entflammen läßt, des ungleich gefährlicheren Spiritus 
gar nicht zu denken. 
PPP 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Berlin, 13. Desbr. Die Morgenblätter melden: Der König und 
der Kronprinz von Sachſen treffen Sonntag Abends 8%, Uhr ein, 
und verweilen am hieſigen Hofe Montag und Dinstag. Bereits ein⸗ 
getroffen find folgende Bevollmächtigte: Oertzen, Nöſſing, Campe 
(Braunſchweig), Kirchenpauer (Hamburg), Kaiſer (Sondershauſen). 
Die „Spen. 3.“ meldet: Der hier anweſende General Arentſchild 
dürfte wenig Hoffnung haben, in den Beſchlüſſen betreffs der hanno⸗ 
verſchen Offiziere etwas zu ändern. (Wolff's T. B.) 
Kaſſel, 12. Dezbr. Eine Deputation des Stadtrathes und des 
Bürgerausſchuſſes, an ihrer Spitze der Oberbürgermeiſter Nebelthau, 
überreichten geſtern dem General v. Werder, welcher Kaſſel heute ver⸗ 
läßt, ſowie dem koͤnigl. Adminiſtrator für Kurheſſen, Regierungs⸗Prä⸗ 


lung im Hinblick auf die damals bevorſtehenden Stadtverordnetenwahlen ge⸗ 
ſchloſſen hatte und indem er zu den nunmehr getroffenen Wahlen Glück 
wünſchte. Hr. Kaufmann Sindermann ete nun über ein von Hrn. 
Kaufmann Schierer eingegangenes Schreiben, die Sache des „Aufſichts⸗ 
Vereins für Koſtkinder“ betreffend, welche er warm befürwortet. Nachdem 
r. Dr. Thiel hervorgehoben, wie es weſentlich darauf ankomme, daß die 
theilungs⸗Comite s jenes wohlthätigen Vereins ſich recht bald in ſämmt⸗ 
lichen Bezirken conftituiren, wie dies bereits im Dreilinden⸗Bezirk durch An⸗ 
Hrn. Dr. Weis, im Dombezirk von Seiten des Pfarrer Dombek 


Hrn. Dr. Pinoff näher erläutert. Es ſei dies die Klaſſe von Kindern, 
welche, von unglücklichen Eltern ſtammend oder unehelich geboren, fremden 
Pflegeeltern anvertraut ſind und ein kümmerliches Leben fristen oder vielmehr 
hinſiechen. Die 15 wiſſen, daß die ſchlechte Nahrung, welche dieſe Kinder 
bekommen, fie frühzeitig abmagern laſſen; fie müjlen ſich aufzehren, ſind meiſt 
ferophulds, krank und ſierben rüh. Es ſei die Pflicht der bürgerlichen Ge: 
ſellſchaft, jedes ihrer Glieder zu überwachen, das einmal da iſt, und ſomit 
1 Eine Anzahl von Herrn 
eingeſandter Statuten wurde unter die Mitglieder vertheilt. 

Demnächſt berichtete der Vorſitzende (in Vertretung des abweſenden Hrn. 
Rockel) über den Erfolg einer von auf Beal der Odervorſtädte an das 
Deichamt gerichteten Eingabe, worin auf Beſeitigung des auf dem Deiche 
wiſchen der Füllerinſel und dem Turnplatze errichteten Zaunes, ſowie auf 
Entlaßung des ſogenannten Dammmeiſters angetragen war. Hr. Deichhaupt⸗ 
mann Landeck erwiderte hierauf ſchriftlich, der für unnöthig befundene 
Dammwächter werde ſchon am Schluſſe diefes Jahres entlaſſen, die Beſei⸗ 
tigung es für übelftändig erachteten Zaunes aber ſei vom Polizeipräſidium 


gig. 
Wie Hr. Dr. Thiel bemerkt, gehe aus den Verhandlungen der Stadt 
verordneten hervor, daß die Abſperrung des Deiches im öffentlichen Intereſſe 
erfolgt iſt. Hr. Sindermann bezeichnete jene Abſperrung des Verkehrs: 
weges zwiſchen Oder: und Nikolai⸗Vorſtadt als eine ſchreiende Urgerectigteit; 
wenn der frühere Privateigenthümer der Füllerinſel die Paſſage über die; 
3 freigegeben habe, ſo erſcheine Magiſtrat dazu um ſo mehr verpflichtet. 
berhaupt bleibe die Deichfrage eine ungeheuerliche und müfje energiſch dar⸗ 


jene ungebührliche Laſt endlich abnehme. Gegenwärtig handle es ſich auch 
um den vom Deichamte beſchloſſenen Verkauf der Dammſohlen an den Ma⸗ 


illigen könne. Wie Hr. Peſche bemerkt, — der Morgen mit 300 Thlrn. 
abgetreten werden, w hrend Privatbeſitzer für den Morgen 13 —1500 Thlr., 
ja bis 2000 Thlr. erhalten. Die Verſammlung genehmigte daher den von 

en; Sindermann formulirten Antrag, wonach das Bezirks⸗Comite er: 
mäbtigt wird, daß es an das Deichamt die Aufforderung richte, den Verkauf 


Sitzung zu berathen; event. erhält das Comite den Auftrag, gegen den Ver⸗ 
kauf bei der königlichen Regierung zu proteſtiren. 

Hierauf gelangte die Bahnhofs⸗Angelegenheit zur Discuſſion, an 
der die 8 ſich lebhaft betheiligte. Hr. Sindermann befürwortete 
unter Hinweis auf ſeine früheren Darlegungen ein Geſuch an die Direction 
der Rechten⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn, daß der Kopfbahnhof nicht, wie projectirt, auf 
dem ſogenannten Hengſtmarkt, dicht hinter den letzten Häuſern der Oder⸗Vor⸗ 
ſtadt, ſondern im Intereſſe der Verkehrsſtraßen wie der weiteren Entwickelung 
der Vo'⸗ſtädte an der äußerſten Peripherie zwiſchen den beiden Chauſſeen nach 
Trebnitz und Hundsfeld, alſo womöglich an der alten Oder errichtet werde. 
Hiergegen erhob ſich mehrfacher Widerſpruch, namentlich entwickelte Hr. In⸗ 


enieur Kayſer die Gründe, weshalb ein ſolches Geſuch fruchtlos wäre.] ſident v. Möller, in Würdigung der beſonderen Verdienst (che ſich 2 Fl. Lose 8 115 5 = ba, | sy 1 55 0 
Ä a äre. . g ienſte, welche III. 6 - | * 

ewiß wolle die genannte Direction allen Wünſchen der Bewohner möglichft | d: ; - . nn | % 4 50 
— werden. Aber die Anlage ſei nunmehr beſcloſe, das Wende er dieſelben durch Milderung der Kriegslaſten und Wahrnehmung der Rechte FE 45 18 
er aus den Plänen nachweiſen könne, mit der gebotenen Rückſicht auf die und Intereſſen der Stadt erworben, das Diplom als Ehrenbürger der A110 ah 90 . 5 4 2 0 
theilweiſe ſchwierigen Localverhältniſſe erworben, und die übrigen Verkehrs⸗ Stadt Kaſſel. Nach der „Heſſ. Morgen⸗Zeitung“ erwiderte General] dito Wü — — — * [6 8 2 
proben ließen ſich nur dadurch erfolgreich ſchützen, daß mar, wie in Eng- v. Werder: Des Königs Majeftät habe ihn durch Allerhöchftfeine | oon Zu. 6 % 8 ss (is. 
and, die Beſtimmung einführe, es dürfe keine Eiſenbahn auf gleichem Niveau Zufriedenheit bei feinem Abgange ausgezeichnet, aber die befriedigende] e e 101th bi, ens |0aH @. 
mit anderen Verkehrsſtraßen angelegt werden. Nach längerer Beiprehung | 7 iner Miſſion fei 901 Werk 8 dite 1 8 = 1 
wurde der Siadermann ſche Antrag verworfen und der Vortrag über „Com- Löſung feiner Mifion ſei vorzugsweiſe ein Werk der Bürger, die immer dic m. 2 8% 4 2 „ 
5 ten“ der vorgerückten Zeit wegen vertagt. nur 9 e Wünſche vorgebracht. Er freue ſich, de IV. RI im. 5. Mm 
Breslau, 7. Dezember. [Raufmännifher Verein.] 1) Vorfigen, [Unter die Bürger Ka els aufgenommen worden zu ſein, denn er habe 8. — 1 4 46 
ber Herr GommifHatb Dr. ende, den e dun ee immer auf das echte Bürgerthum viel gehalten. Präſtbent v. Möller | anna: Ha, I = = Si 
die Direction der Wilhelms bahn gerichteten Eingabe, wegen Wieverherftellung erwiderte auf die Anſprache: Er hoffe nicht blos Ehrenbürger, fondern | Armen Br 11 e R. 1 
des ausgefallenen 1 zwiſchen Per ei und Dberb a 3° Bürger der Stadt Kaſſel mit allen Pflichten eines ſolchen zu werden dito i — 6 5 
rück, mit — der die Poſwerbindung des ſchleſiſch⸗ ſterreichiſchen Verkehes, und zu bleiben. Seinerſeits werde nichts geſchehen, was feine innige E es 

bz 


wie ausgeführt wurde, ſehr namhaft beſchleunigte, ſowie den abſchläglichen 
Beſcheid der Bahndirection, welcher auf die mangelnde Rentabilität des Zu⸗ 
se der von Perſonen ſebr ſchwach benutzt worden ſei und nicht die Selbſt⸗ 
ſten deckte, fußt. Die 5 glaubt indeß, daß, wo es ſich um eine 
ſo empfindliche ein Ka Poſtverkehrs auf einer fo wichtigen Linie handle, 
der Staat Mittel und Wege finden werde, die Bahn durch Entſchädigung 
oder in anderer Weiſe 5 einem . Arrangement der Züge zu 
bewegen, und behält ſich vor, in dieſer Weiſe weiter vorzugehen, wozu indeß 
erſt das Reſultat der in gleichem Sinne von der Handelskammer in die Hand 
— Vorſtellung abgewartet werden dürfte. — 2) Anläßlich des ſeitens 
er Stettiner Kaufmannſchaft an den Verein ergangenen Erſuchens, wegen 
St ebung des Geſchäftsbetriebes der Verſicherungsagenten im Umherziehen 
eichfalls an das Abgeordnetenhaus zu petitioniren, ng Herr Director 
ee einige Mittheilungen über die Geſchichte und das We⸗ 
ſen der Verſicherungs⸗Branche zum näheren Verſtändniß der Frage. 
ie e der modernen Genoſſenſchaft, welche ſich von Frankreich aus 
nach Deutſchland Bahn brach, kam mit Unterſtützung des Miniſteriums 
Stein, Anfangs dieſes Jahrhunderts, in der Bildung von freien Privat 
Verſicherungs⸗Geſellſchaften, Gegenſeitigkeits⸗Verbänden zum Ausdruck. Bis 
um Jahre 1837 waren ſolche von geſeßlichen Beſchränkungen, wie noch heute 
den außerdeutſchen Ländern, namentlich in Frankreich und England, frei. 
Damals aber, wo das Stein ' ſche Princip der Gewerbefreiheit beſchränkt wurde, 
kam die Verſicherungsbranche zum Reſſort des Polizei-Minifters v. Rochow, 
und unter polizeiliche Controle und d beide ene und neben der ſtaatlichen 
Agenten trat bei deren Beſtätigung die Bedürfnißfrage 
ein. Man beabſichtigte „den Mißbräuchen Einhalt zu thun, zu denen eine 
allzugroße Ungebundenheit der Mobiliar⸗Feuer⸗Verſicherungsbranche geführt 
“, wollte aber wohl eigentlich nur den von königl. Beamten verwalteten 
ndiſchen und Provinzial⸗Societäten die Concurrenz der Privat⸗Inſtitute 
möͤglichſt beſeitigen und ſtützte ſich auf Tauſende Gutachten von Landräthen 
und Bärgermeiflern, die ſelbſt als Beamte oder Agenten jener e func⸗ 
tion irten. Daß trotz dieſer Ausſagen die Privatinſtitute ihre Lebensfähigkeit 
indeſtens ebenſo wie jene dienten, 

en und der öffentlichen Wohlfahrt mindeſtens ebenſo wie jene dient 
5 daß Ende 1862 bei den preußiſchen Provinzial⸗Societäten und ſtädti⸗ 
den wangsverbänden 1482 Millionen, bei den conceſſionirten Actiengeſell⸗ 
— — im preußiſchen Staate 2352, in ihrem ganzen Geſchäftsbezirke 4776 
illionen Thaler verſichert ſind. In Anerkennung dieſer Thatſachen fiel 


Beziehung zur Stadt Kaſſel loͤſen könnte, 

General v. Werder nimmt „mit ſchwerem, aber dankerfülltem 
Herzen“ in den heutigen Blättern Abſchied von Kurheſſen. 

Paris, 12. Dez. Nach hieſigen Zeitungsverfionen lautet die Ant⸗ 
wort, welche der Papſt auf die Abſchiedsworte des Generals Montebello 
gegeben hat, vollſtändig: 8 

„Meine theuren Kinder! Am Vorabende Eures Fortganges begebe 
ich mich in Eure Mitte, um Euch Lebewohl zu ſagen. Eure Fahne, 
welche Frankreich verließ, um die Rechte des heil. Stuhles und die 
Perſon des Stellvertreters Chriſti auf Erden zu ſchützen, war, als ſie 
nach Rom zog, von den Wünſchen des ganzen Volkes begleitet. Ich 
hege den Wunſch, daß ſie bei ihrer Rückkehr von denſelben Segnungen 
empfangen werden möge, doch bin ich davon nicht fo überzeugt, als ich 
es zu ſein wünſchte. Von allen Seiten meldet man mir, daß die 
Glaͤubigen beängftigt find, weil die Revolution noch nicht zufriedengeſtellt 
ſei, ja, daß die Revolution bis nach Rom dringen und das italieniſche 
Banner auf dem Capitol aufpflanzen wolle. Aber es iſt bekannt, daß 
der tarpejiſche Fels nahe dem Capitol liegt. Man hat einer hohen 
Perſon den Ausſpruch in den Mund gelegt, Italien ſei geſchaffen, das 
Werk ſei aber noch nicht zu Ende. Ich aber ſage, mit Italien iſt es 
noch nicht zu Ende, weil es hier noch einen Fleck Landes giebt, auf 
welchem Gerechtigkeit und Vertrauen herrſchen. 

Vor ſechs Jahren fragte mich ein franzoſiſcher Geſandter, was er 
dem Kaiſer in meinem Namen ſagen ſolle. Als Antwort erzählte ich 
ihm eine kleine Geſchichte, welche ich Euch wiederholen will: Als der 
heilige Auguſtin Biſchof von Hippo war, wurde dieſe Stadt, die Euch 
bekannt ſein wird, da ſie jetzt Frankreich gehört, von einer Armee Bar⸗ 
baren belagert. In Vorausſicht des nahenden Unheils und der Bar⸗ 
barei, welche die Eroberung der Stadt zur Folge haben mußte, rief 
der heilige Biſchof aus: Mein Gotti, laſſe mich vor dieſem furchtbaren 
Unglücke ſterben! Der ehrenwerthe Geſandte, dem ich dies erzählte, 
entgegnete mir: Seien Sie unbeſorgt, heiliger Vater, der Schutz Frank 
reichs wird die Barbaren fern halten. Später erklärte mir ein anderer 
Geſchaͤftsträger, welcher gegenwärtig eine hohe Stellung einnimmt, Rom 
ſei nicht dazu geſchaffen, die Hauptſtadt eines großen Staates zu wer⸗ 
den, weil ihm alle erforderlichen Eigenſchaften dazu abgingen, wohl 


t } zwei Jahre ſpäter 
erfolgte die Freigebung der Agenturen aus dem ausgeſprochenen Ge⸗ 
—.— der Aufhebung aller Beſchränkungen im Geſchäftsbetriebe der 

erſicherungs⸗Induſtrie, unter dem Miniſterium Schwerin. Um fo über: 
raſchender erfolgte darauf der in Rede ſtehende Ober⸗Tribunals⸗Beſchluß vom 
25. Februar 1864, welcher ſich dahin ausſprach, daß nach der zeitigen Lage 


\ eg der Gewerbefreiheit wieder verläßt, 
ich auf die Anſchauung. daß das Agenturgewerbe der Verſicherungs⸗ 
ten, nach $ 49 der Gewerbe⸗Ordnung vom 17. Januar 1845 ein, ſtehen⸗ 
i eſchäften, den Händlern 
mit alten Kleidern, Kammerjägern, Schlafſtellenmiethern u. |. w. gleichmäßig 
rangire, welche einer beſonderen Conceſſion bedürfen. Es Ing aber in der 


Die Zukunft wird dies zeigen. Ich bin ruhig und ohne Furcht, 
ich vertraue auf den hoͤchſten Beſchützer und auf die Vorſehung. Wenn 
Sie Ihren Kaiſer ſehen, den Kaiſer der Franzoſen, ſo ſagen Sie ihm, 


Natur der Sache, daß Verſicherungs⸗Agenten, im Intereſſe ihres Geſchäfts daß ich täglich für ihn bete. Man ſagt mir, daß er leidend iſt: 
Ab N es fol namentlich auf dem Lande an Verſtändniß für die bete zu Gott, daß Er ihm ſeine Geſundheit wiederſchenke. N. ya 55 


— das nur durch mündliche Auseinanderſetzung ge⸗ 


wedt werden kann, ebenſo wie ſich der Agent an Ort und Stelle von dem] mir, daß er ſorgenvoll iſt: Ich bete zu Gott, daß Er ihm den Frieden 


der Seele laſſe. Wiſſet aber, meine theuren Kinder, daß das Ober⸗ 
haupt Eurer großen Nation ſich den Allerchriſtlichſten König nennt. 
Wenn die Gebete, die ich für ihn zum Himmel richte, Erhörung finden 
ſollen, dann iſt es auch nothwendig, daß er die feinen mit den meinen 
vereine.“ 


Telegrapbiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 12. Dezbr., Nachm. 3 Uhr. [Schluß⸗Courſ 0 Zproc. Rente 
69, 70. Italien, Sproc, Rente 57, 65. Oeſterr. Staats⸗ ſenbabn, Aelten 
406, 25. Credit⸗Mobilier⸗Actten 586, 25. Lombard. Eſſendahn⸗Actien 396, 25, 
Oeſterr. Anl. von 1865 306, 25. Amerikaner 80%. Eröffnungscours 69, 65, 
Italiener feſt. Conſols 88. 

Wien, 12. Dezbr. (Abendborſe.) Creditactien 151, 60, Nordbahn 151, 
20, 1860er Leoſe 81, 00, 1864er Looſe 73, 50, Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗ 
bahn 206, 10, Galizier —. —, Czernowitzer 179, 00, Boͤhmiſche Weſtbahn 
157, 50, — Unbelebt und matt, besonders Nordbahn. 


als 20,000 Verſicherungsagenten betroffen, denn die Hagel⸗, Vieh⸗ und Lebens: 


ng von Gewerbe und Handel undenkbar wäre“ (die Worte Engels) ſich noch nicht 
über alles Land und Gut ausbreitet und wir von einer Ueberverſicherung noch ſehr 
weit entfernt ſind, dafür legen die häufigen Hilferufe von Brand u. Hagel Betroffener 
Dorfer und Städtchen und durch den Tod des Ernährers verarmter Familien 
Zeugniß ab, ſowie namentlich der Umſtand, daß Ultimo 1862 erſt unter 30 Fa⸗ 
milien . und davon kaum 25 pCt. auf das 

nd kam. 


a ec 2 5 
* 3 . de 1 { Les F * 


aber eigne es ſich in hohem Grade zum Sitze des katholiſchen Glaubens.] No 


Hamburg, 12, Dezbr., Rahm. 2 Uhr 30 Min. G nds 
ohne a Baluten behauptet. Schluß⸗Courſe: Ai o 1%. 
Deftetteich, Eredit⸗Actien 56%. . 1860er Looſe 61%. —. 
Wee 11014. Morbbeutfäe Bau 120%, "beiniide 115. Horb 
79%, Wtonassteler alie 1394, dito neue 132%. Finnländiſche Anleibe 81%. 
1864er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 87%. 1866er Ruff. Prämien⸗ . 
6pCt. Verein. Staaten N vr. 1882 68%. Disconto 3% %, 

Hamburg, 12. Dezbr. [Getreidemarkt! geſchaͤftslos, Termingetreide 


e 
behauptet. Weizen loco feſt, pr. Dezbr. 5400 Pfd. netto 146 Bancothaler 


5000 Id., pr. Frühjah Old. O 

geſchäſtslos, loco 35%, pr. Mai 27. Kaffee geſchäftslos, feſt. 

Ctr. pr. Jo ah zu 14 Mark 6 Sch., 2000 Ctr. zu 14 Mk. 7 Sch. verkauft. 
Liverpool, 12. Dezbr., Mittags Baumwolle: 15,000 Ballen Umſaßz. 

Preiſe ſteigend. Middling amerikaniſche 14%, middling Orleans 14%, fair 

Dhollerah 11 , good middling fair Dhollerab 10%, middling Dhollerah 10%, 

Bengal 8, good fair Bengal 8%, Oomra 11%. 


Berliner Börse vom 12. Dezember 1866. 


Foxds- und Eold-Course. Riscrbahr-Ltamm-ästlen. 


Rhein-Nahebahn| — 


Froiw, Btaate-Anl. . 412198 B \ 
Staats-Anl. — ri er ba. Dividende pro 1884 Ni Et. 
ältse 1880. 52 
4470 16834 89 hr Aachsn-M2strich| — | — „ 56% bs: 
dito imaterd.-Rottä.,| Ehe — 4 j118 B. 
dito 1888041 Berz. Märkische 14 8 4 — u. 8. 
dito 18564 Borlin-Anhalt. . ! 13 |4 1992. 
dito 1857 Berlin- Görlitz — ie — — 
dito 1888 4 dito 81. Fron . . e 
1064 Beriin-Hamburg| U 1 — ke u. B 
— 4 7.0 vn. 
— 60 
„XK 5 4 144% ba. 
5 - 4 4% ba. 
E n 4 fel be 
5 — * ch ba. 
— 8! 8 
: — 6 isch, be u. 
8 10 4 151% dn. 
2 5 18 4 197 B. 
2 }Posensche, , ...; 89 B. db. Leipzig., 18 l. — 21. B. 
3 Jerouzsiache 4 0% 6. nz-Ludwigeli| 71g - 4 84 bz 
5 Westph. u. Rhein 4 105 ba, Yocklonburger 41 2 un 
S [Sächsische . sec my ba. Noisoo-Brioger ..| 4 1 1 102 ba. 
ale en , e . e 
Lonisd’or 110% G. [Oest.Bx 17% br. ¶Nerdb. Fr. WIP. A, — 4 e % 
@eldkr 9.81, B Fel. Bin... Oberschles. A. 0 11 2 abel. 
TEREIE RT er et dito B. . J 8 112, 184 b 
Ausländische Fonda. dito ©. . 1 1% 3% 74 76 be. 
Oosterr. Motalliques 5 4 @. Desti,-Fr, St.- B. D — 15 100 be u. 0. 
dito Nat.-Anl, 5 51 bz. u. 0 Oest. südl. St.-B.] 3 29 
dito Lot.-A. v. 50% j62% d Oppeln -Tarnoyr.| 31, 3 
dito dito — 37 Sheinische.....| 8, ä 
dito SA er Pr.-A. A dito Staram-Pr,| Bl, * 
81 


Ital. neue proc. Anl. 5 24 
Russ. Engl. Anl. 18625 44 
dito Holl. Anl. 186415 1625 B. 
dito Poln.Sch.-Obl. | = 
Poln.Pfandbr,iIL Em.;4 88106 B. 
“91, . 


..... 


Nee 
Men 
32% 
ar = 
2 bs 


Poln. Obi. a 500 Fl. | 


Näschl. Zweigb. . C6 504 
Oderschlos. K. 4 2 — — 
dito B.. 484% 


Breslau, 13, Dezember. 
Thermemer ı Früh 1 Grad Wärme. Am 
beſchränkten Angebote der Geſchäftsverkehr 


Wind: Weit. Wetter: Schneetreiben. 
— Markte blieb zufo — 
unveränderten Preiſen be⸗ 


a 

eizen preishaltend, pr. 70 Pfd. ſchleſiſcher weißer 83 95 Sgr. 
8290 Sgr., fete Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezahlt. — a De 
behauptet, pr. 84 Pfd. 65—67 Sar, feinfte Sorten vereinzelt bis 68 Sgr. 
bezahlt. — Gerſte nur in feiner Waare beachtet, pr. 74 Pfd. weiße 88— 
60 Sgr., gelbe 49—55 Sgr., feinſte Sorten über Noti“ bezahlt. — Hafer feft, 
ve. 50 Pfd. 31—34 Sgr., feinſte Sorten über Notiz dezahlt. — Erbſen 
ee e e ede e N 

i * e Bohnen gefragt. — aglein 

Frage. Rapskuchen begehrt, 51—53 Ra tr. N Kr 


Breslauer Börfe vom 13. Dezember.] [Schluß ⸗Courſe.] 1 Uhr 
Nachmittags. Ruſſiſch Pagiergeld 797 —80 ae u. Br. Oeſterr. ni Lie 
78777 bez. Schleſ. Rentenbrieſe 91% bez. u. Gld. Schleſ. Pfandbriefe 
86 Aa bez. Oeſterr. National⸗Anleihe 51% Gld. Freiburger 142% Gld. 
Neiſſe⸗Brieget —. Oberſchleſ. Litt. A. und C. 176—% bez. Wilhelmsbahn 
— u n 75% Gd. n e e 57% Gd. 
He. Bank⸗Verein 4 Gld. _ 1860er Looſe r. merikaner 75 
bis % bez. Warſchau⸗Wiener 62 bez. Minerva 31 bez. re 


Breslau, 13. Dezember. Preiſe der Eerxealien. 
öeftfegungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Sildergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weißer. 92—96 86 82— 84 Gerſte 
do. gelber 88--91 85 82—81 Hafer 1 
R gen en — —.— Erbſen = 7 64 55-60 
Notirungen der von der andelskammer ernannten mmiſſion zur Feſtſtellun 

der Marktoreiſe von Raps und Nübſen. e 1 


— 


Ka 8 „ 2 % 0 > 18 180 
Wi * 17 
fen 170 160 150 ( vr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Setter 170 160 150 


er 
Loco - (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
151%, Br. 4 Gld. 


Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Ctr. Roggen. — Ctr. Hafer 
— Ctr. Rapskuchen. 100 Gtr. Rabl — ECtr. Leitl. — Ort. Spiritus. 


Für Zuckerfabriken, Brennereien, Siedereien, Dampf- u. 
heizungen gf dc ae Röhren und S 


Nöhren von verbleitem Eiſenblech, 


chetts: 
pro laufenden Fuß = weit 4 Sgr., 


FF bi 
II. Meinecke, Breslau, Mauritiusplatz 7. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein, 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau 


” 
4 


